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Martin Suchanek

Seit dem Morgen des 26. November erfasst ein weiterer Generalstreik
Indien. Die Gewerkschaften rechnen mit bis zu 250 Millionen
TeilnehmerInnen. Begleitet wird die Arbeitsniederlegung außerdem von
Massenaktionen von Bauern/Bäuerinnen und LandarbeiterInnen gegen neue
drakonische Gesetze, die Farm Laws, die die Arbeit auf dem Land
(de)regulieren sollen.

Zur Vorbereitung und Durchführung des Generalstreik haben sich
zahlreiche landesweite Verbände und regionale Organisationen in der 
Joint Platform of Central Trade Unions (CTUs; Vereinigte Plattform der
Gewerkschaftszentralen) zusammengeschlossen.

Diese besteht aus folgenden Verbänden Indian National Trade Union
Congress (INTUC), All India Trade Union Congress (AITUC), Hind Mazdoor
Sabha (HMS), Centre of Indian Trade Unions (CITU), All India United
Trade Union Centre (AIUTUC), Trade Union Coordination Centre (TUCC),
Self-Employed Women’s Association (SEWA), All India Central Council of
Trade Unions (AICCTU), Labour Progressive Federation (LPF) und United
Trade Union Congress (UTUC). Politisch repräsentieren sie das volle
Spektrum von der bürgerlich-nationalistischen Kongresspartei
nahestehenden Verbänden über die den kommunistischen Parteien
verbundenen bis hin zu unabhängigen, teilweise radikaleren
klassenkämpferischen Organisationen. Wenig überraschend fehlt mit
Bharatiya Mazdoor Sangh (BMS), der „gewerkschaftliche“ Arm der
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regierenden, hinduchauvinistischen Bharatiya Janata Party (Indische
Volkspartei; BJP), die sich faktisch wieder einmal als gelber Verband
von StreikbrecherInnen betätigt.

Historischer Angriff

Der Generalstreik am 26. November richtete sich – wie schon jene der
letzten Jahre, die mehr als 100 Millionen Lohnabhängige mobilisieren
konnten – gegen einen fundamentalen Angriff durch die
KapitalistInnenklasse und die Modi-Regierung. Die Regierung brachte seit
2019 vier neue Arbeitsgesetze in die Look Sabha (Parlament) ein, die 44
bisher gültige ersetzen sollen. Im Grunde sollen damit die Überreste
der Beziehungen zwischen Kapital und Lohnarbeit, wie sie nach der
Unabhängigkeit Indiens etabliert wurden, endgültig beiseitegeschoben
werden. Dieser Prozess begann zwar mit der neoliberalen Wende der
Kongress-Partei und der Öffnung der indischen Wirtschaft nach 1980,
beschleunigte sich jedoch seit dem Ausbruch der globalen Krise 2007 und
der Regierungsübernahme der hindu-chauvinistischen Bharatiya Janata
Party (BJP) 2014. Das ist auch der Grund, warum sich entscheidende
Fraktionen des Großkapitals vom Kongress, der traditionellen Partei der
indischen Bourgeoisie, abwandten und, ähnlich den imperialistischen
Großunternehmen, in der BJP die verlässliche Sachwalterin ihrer
Interessen sehen.

Die Ideologie des Hindutva, nach der Indien ausschließlich den Hindus
gehöre und in der religiöse Minderheiten wie Muslime, Indigene, die
„unteren“ Kasten, Frauen und sexuelle Minderheiten BürgerInnen zweiter
Klasse sein sollen, bildet den Kitt, um große Teile der Mittelschichten,
des KleinbürgerInnentums und rückständige ArbeiterInnen vor den Karren
des Kapitals zu spannen. Die „größte Demokratie der Welt“ bildet die
Fassade für die zunehmend autoritäre, bonapartistische Herrschaftsform
des Regimes Modi, das sich dabei auf extrem reaktionäre und auf
faschistische Massenorganisationen stützen kann. In den letzten Jahren
forcierte sie die Angriffe auf demokratische Rechte und ging brutal
gegen  Proteste vor, die sich gegen die nationalistische „Reform“ der
Melde- und Staatsbürgerschaft richteten. Vielerorts, wie in Delhi



provozierten Parteiführer der BJP Pogrome gegen Muslime und
Protestierende. Indien annektierte Kaschmir und beendete dessen formal
autonomen Status endgültig. Die „Reform“ der Arbeitsgesetze stellt ein,
wenn nicht das klassenpolitische Kernstück der Politik der
Modi-Regierung dar. Hier nur einige zentrale Aspekte:

Das neue Arbeitsgesetz erlaubt die fristlose Entlassung ohne
weitere Angabe von Gründen und ohne Zustimmung der Behörden
von bis zu
300 Beschäftigten. Bisher war diese Zahl auf 100 ArbeiterInnen
festgelegt.  Dies  schafft  wichtige  Beschränkungen  der
Unternehmenswillkür
in Klein- und Mittelbetrieben ab, die in den letzten Jahren ebenfalls
zunahm.
Das Fabrikgesetz von 1948 galt bislang für alle Betriebe mit
mehr  als  10  Beschäftigten,  sofern  sie  mit  Elektrizität  versorgt
wurden,
und für alle mit mehr als 20, die diese nicht haben. Jetzt werden
diese
Zahlen verdoppelt, auf 20 bzw. 40 Beschäftigte.
Diese Methode durchzieht zahlreiche andere Bestimmungen der
neuen Arbeitsgesetze. Die Mindestzahl an regulär Beschäftigten, ab
denen
sie  überhaupt  erst  gelten,  wurde  deutlich  erhöht,  oft  auf  das
Doppelte
oder Dreifache der ursprünglichen Zahl. Dies betrifft insbesondere
Mindeststandards für Arbeitssicherheit.
Erhöht wurde außerdem die Quote für LeiharbeiterInnen unter den
Beschäftigten.

All diese Maßnahmen zielen auf die Ausweitung der
UnternehmerInnenfreiheit. Die weitgehende Entrechtung, die schon heute
die Lage eines großen Teils der indischen ArbeiterInnenklasse prägt, der
in verschiedene Formen der Kontraktarbeit (wie  Tagelöhnerei,
Leiharbeit, prekäre Beschäftigung, …) gezwungen wird, soll weiter
ausgedehnt werden. Auch bisher „regulär“ Beschäftigte sollen von ihr



erfasst werden.

Zugleich werfen diese Maßnahmen auch ein bezeichnendes Licht auf das
Geschäftsmodell des indischen Kapitalismus. Die vom Weltmarkt und den
internationalen Finanzmärkten abhängige halbkoloniale Ökonomie kann die
Profitabilität der wachsenden kleineren Kapitale nur sichern, wenn diese
weiter die Arbeitskräfte extrem ausbeuten, also unter ihren
Reproduktionskosten kaufen und verwerten können. Ansonsten sind sie
nicht in der Lage, sich auf dem Markt zu halten, die Vorgaben von
Konkurrenzbedingungen, die das multinationale Großkapital aus den
imperialistischen Ländern diktiert, zu erfüllen. Zugleich begünstigt
diese Form der Überausbeutung auch die indischen Großkonzerne, die
ihrerseits um größere Anteile am Weltmarkt ringen.

Diese Ausweitung selbst erschwert schon die Möglichkeiten der
gewerkschaftlichen Organisierung massiv, die durch neue legale
Einschränkungen zusätzlich eingeschränkt werden sollen.

Ergänzt werden die Angriffe auf die Arbeitsgesetze auch durch
drastische Verschlechterungen für die Landbevölkerung, also für die
ärmsten Schichten der Bauern und Bäuerinnen sowie für LandarbeiterInnen.
Das ist auch der Grund, warum das All India Kisan Sangharsh
Coordination Committee (AIKSCC) den Generalstreik unterstützt und mit
Aktionstagen am 26. und 27. November verbindet.

Über die Forderung nach Abschaffung der gesamten reaktionären
Reformen des Arbeitsgesetzes hinaus verlangen die Gewerkschaften
außerdem eine monatliche staatliche Unterstützung von 7.500 Rupien (rund
85 Euro) für alle Familien, die keine Einkommenssteuer zahlen müssen,
sowie 10 Kilogramm kostenloser Lebensmittel für alle Bedürftigen. Diese
und ähnliche Forderungen verdeutlichen, dass die Corona-Pandemie und die
kapitalistische Krise Millionen ArbeiterInnen und  Bauern/Bäuerinnen in
Not und Elend stürzen, sie gegen Armut, Hunger und Tod ankämpfen
müssen.

Internationale Solidarität und Perspektive



Der Generalstreik der indischen Gewerkschaften erfordert unsere Solidarität
– und zwar weltweit.

Zugleich macht er aber – gerade vor dem Hintergrund etlicher
Massenstreiks der letzten Jahre – deutlich, dass die
ArbeiterInnenbewegung und alle Bewegungen von Unterdrückten gegen das
Hindutva-Regime eine Strategie brauchen, die über beeindruckende, aber
auch nur auf einen Tag beschränkte Aktionen hinausgeht. Die Regierung
Modi wird sich davon nicht stoppen lassen. Das haben die letzten Jahre
gezeigt. Wie die letzten Monate verdeutlicht haben, wird sie auch die
Pandemie und die Krise zu nutzen versuchen, weitere Angriffe
durchzuziehen.

Es geht daher darum, dem permanenten Angriff einen permanenten
Widerstandskampf entgegenzusetzen – auf den eintägigen Generalstreik
einen unbefristeten gegen die Arbeitsgesetze und für ein
Mindesteinkommen und Mindestlohn für alle in Stadt und Land
vorzubereiten und durchzuführen.

Die Koordinierung der Gewerkschaften und BäuerInnenorganisationen
muss sich einer solchen Aufgabe stellen und zur Bildung von
Aktionskomitees in den Betrieben, den Stadtteilen, in den Gemeinden und
auf dem Land aufrufen, also Kampforgane bilden, die alle Schichten der
Lohnabhängigen und der Klein- und MittelbäuerInnen einschließen,
unabhängig von Religion, Nationalität, Kaste, Geschlecht oder sexueller
Orientierung.

Angesichts der staatlichen Repression und der reaktionären
hinduchauvinistischen Verbände müsste ein solcher Streik auch
Selbstverteidigungsstrukturen aufbauen.

Ein politischer Generalstreik, der das Land dauerhaft lahmlegt, würde
unwillkürlich die Machtfrage aufwerfen – und somit auch die Möglichkeit
und die Notwendigkeit, vom Abwehrkampf zur Offensive überzugehen. Diese
erfordert freilich mehr als nur gewerkschaftlichen Widerstand. Sie
erfordert die Verbindung dieses Kampfes mit dem gegen alle Formen der



Unterdrückung, die Verbindung des Kampfes gegen die BJP-Regierung mit
dem gegen den Kapitalismus, den Aufbau einer revolutionären politischen
Partei der ArbeiterInnenklasse, die sich auf ein Programm von
Übergangsforderungen stützt und die für eine ArbeiterInnen- und
BäuerInnenregierung kämpft, die eine Räteherrschaft errichtet, das
Großkapital enteignet und eine demokratische Planwirtschaft einführt.

Zur Zeit existiert keine politische Kraft in Indien, die ein solches
Programm vertritt. Die verschiedenen kommunistischen Parteien haben sich
vom revolutionären Sturz des Kapitalismus faktisch schon lange
verabschiedet, die radikale Linke ist zersplittert und oft
desorientiert. Die politische Krise zu überwinden, erfordert daher nicht
nur die Unterstützung der Mobilisierungen der ArbeiterInnenklasse und
sozialen Bewegungen. Alle, die nach einer sozialistischen und
internationalistischen Antwort suchen, stehen auch vor der Aufgabe, in
Diskussion um die programmatischen Grundlagen einer revolutionären
Partei zu treten und deren Aufbau in Angriff zu nehmen.

What the Fuck is wrong in the
USA?!
Jan Hektik

Wenn bloß ein wenig darauf geachtet wird, was gerade in den USA so alles
abgeht, verliert man schnell den Überblick. Es kommt einem so vor, als ob
dort  alles gleichzeitig zusammenbricht,  sich aber trotzdem nicht wirklich
etwas  ändert.  In  diesem  Artikel  möchten  wir  kurz  beschreiben,  was
eigentlich in den USA gerade schiefläuft. Kurze Antwort: Alles! In diesem
Artikel wollen wir aber drei der Konflikte näher beleuchten. Erstens Corona
und  das  Gesundheitssystem,  zweitens  die  Wirtschaftskrise  und  das
Sozialsystem und drittens  Black  Lives  Matter  und  Rassismus.  Alle  diese
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Konflikte  finden  ihren  Ausdruck  auch  im  US-amerikanischen
Präsidentschaftswahlkampf, also wird auf diesen auch in einem Abschnitt
eingegangen werden.

Corona und Gesundheit

Die USA sind eines der am härtesten von der Pandemie getroffene Land mit
Zehntausenden von Neuinfektionen täglich und massenhaft Toten. Warum ist
das so?

Die einfache Antwort,  die insbesondere die Demokraten gerne geben, ist
wegen Trump. Doch auch wenn diese Aussage einen wahren Kern hat, so ist
sie zumindest nicht ausreichend. Viel liegt auch an dem Gesundheits- und
Sozialsystem, welches auch vor Trump in den Vereinigten Staaten schon
bestand.

Das  Gesundheitssystem in  den  USA  basiert  auf  einer  sehr  starken  und
einflussreichen  Pharmalobby  (Big  Pharma),  welche  ein  gigantisches  und
profitables  Netzwerk  aus  Versicherungen  aufgebaut  hat.  Anders  als  in
Deutschland  gibt  es  keine  staatliche  Gesundheitsversicherung  und  auch
keine  Versicherungspflicht.  Dadurch  haben  viele  Menschen  in  den  USA
überhaupt gar keine Versicherung, besonders nicht die ärmeren. Gleichzeitig
sind Preise für Medikamente und Behandlungen exorbitant hoch. 41% aller
amerikanischen  Personen  im  arbeitsfähigen  Alter  haben  Probleme  mit
medizinischen  Rechnungen  oder  zahlen  medizinische  Schulden  ab.

Sind Menschen versichert, so sind sie es erstens meistens über ihren Job,
zweitens  unter  strengen  Bedingungen  und  drittens  meist  mit
Selbstbeteiligung. D.h. auch wenn du versichert bist, kannst du trotzdem an
den Kosten einer Krankheit zugrunde gehen.

Die Versicherungen funktionieren nach Netzwerken. Jede Versicherung hat
ein Netzwerk. Ärzte, Krankenhäuser etc. können Teil dieses Netzwerk sein.
Brauchst du eine Behandlung, geh besser in ein Krankenhaus, dass Teil des
Netzwerks ist, ansonsten zahlt die Versicherung nicht.

Durch  den  Affordable  Healthcare  Act  (Obamacare)  wurde  manche



Missstände zwar abgeschwächt, in der Grundstruktur sind sie aber immer
noch stark vorhanden.

Weiterhin trifft die Pandemie die USA so stark, weil im Gesundheitssektor
durch die Ausrichtungen auf Wirtschaftlichkeit für die Bevölkerung relativ
wenig  Kapazitäten  freistehen.  Und  schließlich  wurde  auf  die  Pandemie
politisch von der Regierung langsam, zögerlich und minimal reagiert. Dies
hat seinen Grund jedoch sehr stark in den sozialen und wirtschaftlichen
Bedingungen in den USA.

Die Wirtschaftskrise und das Sozialsystem in den USA

In den USA gibt es auch außerhalb des Gesundheitssystems kaum soziale
Absicherungen, keine gesetzliche Rente (nur private Rentenversicherungen),
sehr begrenzte und viel zu geringe Arbeitslosenversicherungen usw.

Das führt dazu, dass die Leute noch viel stärker auf ihre Jobs angewiesen
sind als hier.  Weiterhin gibt es auch keinen Kündigungsschutz und auch
sonst  kaum arbeitsrechtliche  Regelungen  zum Schutz  der  Beschäftigten,
sowie generell eher schwache gewerkschaftliche Organisierung und kaum
einheitliche Kämpfe.  Das führt dazu, dass die Unternehmen in den USA,
wenn sie ihre Produktion wegen Corona runterschrauben müssen, einfach
massenhaft Leute entlassen können.
Die Gesundheitsversicherung über den Job ist dann weg.

Die Regierung hat den Lockdown lange hinausgezögert, ihn dann so minimal
wie  möglich  durchgeführt,  sodass  die  Infektionen  trotzdem in  die  Höhe
schossen  (z.B.  weil  bei  Amazon  massenhaft  Menschen  unter  massiven
Zeitdruck  arbeiten  und  keine  Zeit  haben  sich  die  Hände  zu  waschen),
woraufhin massenhaft Menschen entlassen wurden und ihre Versicherung
verloren haben. Somit ist ein sich gegenseitig befeuerndes Verhältnis aus
wirtschaftlicher und gesundheitlicher Krise entstanden woraus ein krasser
Angriff auf die ärmsten Teile dieser Gesellschaft entstand.

In den USA stehen auf der einen Seite die Bourgeoisie (Corporate America)
und ihre (offenen) Vertreter Trump, die Republikaner und die Rechte und auf
der anderen Seite das Proletariat und in ihm besonders die unterdrücktesten



Teile (People of Color, LGBTIA, Frauen). In den USA kann man besonders
stark  die  Auswirkungen  von  wirtschaftlichen  Nachteilen  auf  soziale  und
gesundheitliche Aspekte sehen. Gleichzeitig besitzen die Reichsten 1% mehr
als die Hälfte der US-amerikanischen Bevölkerung.

All diese Probleme haben sich mit dem Eintritt der Krise, ausgelöst durch die
Pandemie, plötzlich massiv verschärft. Besonders hart hat es People of Color
und besonders die Schwarze Bevölkerung getroffen.  Sie sind häufiger in
schlechter bezahlten Berufen, schlechterer Gesundheitsversorgung, leben in
infrastrukturell  schlechteren  Gebieten  enger  zusammen,  haben  weniger
Absicherung bei Lohnausfällen oder Jobverlust und arbeiten überwiegend in
Berufen die eine erhöhte Ansteckungsgefahr aufweisen. Der Rassismus in
den USA hat somit eine ökonmoische Grundlage…und viel Sprengkraft.

Rassismus

Rassismus in den USA hat eine lange Geschichte und tiefe Verwurzelung. Er
drückt sich neben der wirtschaftlichen in vielen anderen Formen aus. Eine ist
die überproportionale Verfolgung von Schwarzen durch den Staat. 38,4% von
allen  Häftlingen  in  den  USA  sind  Schwarz  bei  12,7% der  Bevölkerung,
daneben sind 57,7% der Häftlinge weiß bei 72% der Bevölkerung.

In der Geschichte der USA gab es viele Bestrebungen den Gedanken der
„weißen Rassenüberlegenheit“ (white supremacy) in der Gesetzgebung und
der Exekutive zu verankern.

Die Polizei ist überproportional von Weißen besetzt wird, Tötungen durch die
Polizei treffen unverhältnismäßig oft Schwarze Personen und Todesurteile
treffen überproportional Schwarze Personen bei weißen Opfern. Rassismus
durchzieht die gesamte Staatlichkeit der USA. Die Vorfälle in Kenosha, wo
Jacob Blake von der Polizei ermordet wurde und in dem darauf folgenden
Protest ein Rechter zwei BLM-Demonstrant_Innen ermordete, sind nur die
Spitze des Eisbergs.

Der US-Amerikanische Wahlkampf

Im Sud dieser Konflikte brodelt der US-Amerikanische Wahlkampf. Für die



Demokraten tritt  Joe  Biden an und für  die  Republikaner  Donald  Trump.
Während  die  Republikaner  die  rechten  Teile  der  Gesellschaft  und  den
rechten Flügel der Bourgeoisie vertreten, versuchen die Demokraten, welche
den etwas linkeren Teil  der  Bourgeoisie  vertreten,  gleichzeitig  möglichst
viele progressive Stimmen abzufangen.

Die Republikaner

Zunächst zum Wahlkampf der Republikaner, dieser stützt sich vor allem auf
drei  Punkte:  Law  and  order  (Recht  und  Ordnung),  Kampf  gegen  den
Sozialismus  und  Garant  der  individuellen  „Freiheit“  (der  Reichen  und
Weißen).

Law and Order ist der republikanische Propagandabegriff für die brutalste
Niederschlagung  jeglichen  Widerstandes  gegen  Ausbeutung  und
Unterdrückung,  sowie  die  Art  und  Weise  der  Durchsetzung  der  oben
genannten Krisenlösung von Kürzungen und Angriffen auf die ärmsten Teile
der Bevölkerung.

Die Kosten der Krise auf die unterdrückten Teile der Gesellschaft abwälzen,
das wollen beide Parteien. Die Fragen, über die sie sich uneinig sind, drehen
sich nur um die Intensität und die Durchführung dessen.

Die BLM-Proteste werden als Plünderer bezeichnet und rechte Milizen und
Polizei zu Hütern von Recht und Ordnung verklärt. Das Ganze eben unter
dem Deckmantel gesellschaftlicher Regeln und wer sich nicht an diese halte,
müsse hart bekämpft werden.

Im Kampf gegen den Sozialismus wird sich im Endeffekt auf Bernie Sanders
bezogen und die Politik der Bewegung, die ihn unterstützt hat, auf Biden
übertragen, ohne dass dafür eine tatsächliche Grundlage besteht. Biden ist
ein  Musterschüler  des  US-Imperialismus,  Sanders  ein  sozialdemokratisch
angehauchter Reformer.

Weiter geht’s mit der individuellen „Freiheit“ als klassischem Thema der
Rechten in den USA. Patriotismus und Nationalismus sind eng verbunden mit
diesem Begriff von Freiheit. Hier verbindet sich auch Law and Order mit



Antisozialismus.  Soziale  Programme werden  als  Eingriffe  in  die  Freiheit
dargestellt,  Privateigentum  der  Kapitalist_Innen  und  damit  verbundene
Ausbeutung  als  Ausdruck  dieser  Freiheit.

Die Demokraten

Biden dagegen stützt sich eigentlich nur auf zwei Punkte: Anti-Trump und im
Winde wehen.

Biden  und  Trump führen  den  Wahlkampf  der  Persönlichkeiten.  Viel  der
Debatte  geht  um das  Alter  von  Biden  oder  die  Unfähigkeit  von  Trump.
Eigentlich  ist  Bidens  Hauptargument:  „Wählt  mich,  denn  ich  bin  nicht
Trump“ und „Ich war Vize unter Obama“.

Das sind vermutlich auch die beiden Hauptpunkte, mit denen er sich gegen
Sanders durchsetzen konnte. Einerseits hatte er insbesondere unter älteren
Menschen hohe Zustimmungswerte,  besonders unter Schwarzen über 40,
andererseits kam sein plötzlicher Zuwachs nachdem Obama dazu aufgerufen
hat für ihn zu stimmen. Obama wird von vielen als linker wahrgenommen als
er  eigentlich  war,  insbesondere  im  Kontrast  zu  seinem Nachfolger.  Die
Hauptauseinandersetzung  zwischen  Biden  und  Sanders  war  Bidens
Argument, Sanders sei zu links, um gegen Trump zu gewinnen. Dass dies
nicht zutrifft, zeigt sich auch schon an der großen Zustimmung, die Sanders
unter eher republikanisch geprägten Teilen der Bevölkerung hatte aufgrund
der  hohen  Beliebtheit  seiner  Gesundheitsreform  und  einem  stärkeren
Klassenbezug.

Sanders großes Problem war eigentlich nicht mit der Demokratischen Partei
zu brechen. Zwar ist er an sich ein Unabhängiger, der nur 2016 und 2020
jeweils zu den Wahlen den Demokraten beitrat. Jedoch hat er erst Hillary
Clinton und dieses  Mal  Biden unterstützt,  nachdem er  die  Wahl  um die
Kandidatur verloren hat. Jeder Beobachter_In klar ist, dass seine Ziele und
erst  recht  die  weitergehenden  Ziele  der  Bewegung  niemals  mit  dem
Establishment  der  Demokraten,  welches  durch  Clinton  und  Biden
repräsentiert  wird,  umsetzbar  sind.

Die DSA



Durch die Kandidatur zum Präsidentschaftskandidaten der Demokraten von
Bernie Sanders wurde 2016 in den USA eine Debatte gestartet, die zu einer
gesteigerten Popularität sozialistischer Begriffe, Phrasen und Politik geführt
hat. Er hatte damals (und erneut dieses Jahr) unter anderem gefordert, alle
privaten Krankenversicherungen abzuschaffen und durch eine staatliche zu
ersetzen,  welche  bessere  Bedingungen  als  in  den  meisten  europäischen
Ländern  geschaffen  hätte,  eine  stärkere  Besteuerung  der  Reichen,
verbunden mit großen Sozialprogrammen, und sich explizit an die arbeitende
Bevölkerung und die  Gewerkschaften  gewandt  und mit  ihnen zusammen
gearbeitet.

Gleichzeitig  hat  sich  die  Bewegung um ihn  mit  Black  Lives  Matter  und
Protesten  von  Latinos  vernetzt.  Dies  ist  der  bisherige  Höhepunkt  einer
Entwicklung, die mit den Protesten von Occupy Wallstreet begann und die
Organisierung und den Klassenbezug stetig erhöht hat. Auch untypisch für
den US-Wahlkampf war Sanders‘  Methode nicht auf seine Persönlichkeit,
sondern auf seine Forderungen und eine Bewegung zu setzen. Auch dies hat
ermöglicht, dass die Democratic Socialists of America (DSA) in 2016 von
unter 10.000 auf 35.000 und 2019 auf 55.000 Mitglieder anwuchsen.

Die DSA ist eine Partei, deren Politik in Deutschland als sozialdemokratisch
gelten würde. Sie stützt sich auf die Arbeiter_Innenklasse und benennt diese
klar  als  Bezugspunkt.  Auch  ihre  Versuche  sich  mit  Gewerkschaften  zu
vernetzen und eine Verbindung der Kämpfe von Antisexismus, Antirassismus
und  gewerkschaftlichen  Kämpfen  herzustellen  sind  vielversprechend.
Einerseits stellt dies eine große Chance für Kommunist_Innen dar, Menschen
für  die  kommunistischen  Ideen  zu  begeistern  und  andererseits  ist  eine
unabhängige  Organisierung  auch  ein  notwendiger  Schritt  zu  einer
klassenunabhängigen,  wenn  auch  noch  nicht  unbedingt  revolutionären
Po l i t i k .  A l l e ine  schon  d ie  Ex i s tenz  e iner  unabhäng igen
Massenarbeiter_Innenpartei in den USA wäre ein großer Fortschritt und die
Bereitschaft in den linken Teilen der Gesellschaft und auch in der DSA, mit
den Demokraten zu brechen,  ist  hoch wie  nie.  Gerade die  Konflikte  um
Sanders und die Demokraten haben dies verstärkt.

Verhältnismäßig viele der linkeren Teile der demokratischen Basis sind dazu



geneigt Unabhängige zu wählen. Das ist für die USA besonders bedeutsam,
da historisch nie mehr als zwei große Parteien ernsthafte Chancen auf die
Präsidentschaft hatten. Dies wird immer als Totschlagargument gegen die
Gründung und Wahl neuer Parteien benutzt. Doch es geht in Wirklichkeit
darum einen gesellschaftlichen Wandel zu bewirken und das ist nur durch die
Aktion  möglich,  durch  die  Organisierung  von  Protesten,  Strukturen  und
Streiks. Mit der wachsenden sich als sozialistisch verstehenden Bewegung,
Black  Lives  Matter,  Solidaritätsstreiks  im  Profisport  und  vielen
Produktionszweigen  und  der  Debatte  um  Krise  von  Wirtschaft  und
Gesundheit,  die durch die Pandemie losgetreten wurde, ist  dies eine der
besten  Gelegenheiten  für  den  Aufbau  e iner  unabhängigen
Arbeiter_Innenpartei,  die  es  jemals  gab.

Wer gewinnt, Biden oder Trump?

Das ist schwer zu sagen, da ihre Prognosen eng beieinander liegen. Es wird
an den Zielen ihrer Politik aber nicht viel ändern. Beide beabsichtigen die
Krise  mit  Förderung  der  Kapitalist_Innen  und  Angriffen  auf  die
Arbeiter_Innenklasse zu beantworten. Der Unterschied liegt hauptsächlich in
der Art und Weise. Unter Trump werden die Angriffe mit härteren Mitteln
und offenerem Rassismus durchgeführt werden. Man kann auch nicht sagen,
dass es überhaupt keinen Unterschied macht, wer gewinnt, allein schon weil
die Wahl eines offenen Rassisten wie Trumps auch als Gradmesser für das
Bewusstsein der US-amerikanischen Bevölkerung verstanden werden muss.
Aber an den kapitalistischen Grundbedingungen wird sich nichts ändern,
keiner  von  beiden  wird  das  Gesundheitssystem reformieren,  keiner  wird
Streikende unterstützen oder Klasseninteressen ansprechen und keiner von
beiden wird den rassistischen Polizeiapparat angehen. Biden sagte dazu bloß,
es sei ja ein Unterschied, ob man Polizisten beibringe auf den Kopf oder die
Beine zu schießen. Und genau diese Art von Kandidat stellt er dar. Er ist der
Einen-Schuss-in-die-Beine-statt-in-den-Kopf-Kandidat.

Warum kein Schuss in die Beine?

Immer noch besser als ein Kopfschuss, also Biden wählen. Könnten wir jetzt
sagen. Sagen wir aber nicht, denn wie sollen wir als Revolutionär_Innen die



Klasse für unsere Ideen gewinnen, wenn wir sie dazu aufrufen sich für einen
Schuss in ihre Beine stark zu machen. Und wir haben ja oben ausführlich
geschildert, dass Biden eben nicht die Interessen der Arbeiter_Innenklasse
vertritt,  sondern  nur  eine  andere  Strategie  der  bürgerlichen
Klassenherrschaft,  die  sich  eher  zufällig  an  manchen  Punkten  mit
progressiver  Politik  verwechseln  lässt.

Was jetzt in den USA notwendig bleibt, ist das Nutzen von Wahlkampf und
den Bewegungen, um eine Organisation aufzubauen, die die Interessen der
Klasse und der Unterdrückten auch außerhalb von Wahlen unterstützt. Die es
z.B.  fördert,  wenn  Schwarze  Communities  selbst  Patrouillen  durch  ihre
Nachbarschaft schicken, um sich vor Rechten, Kriminalität aber auch der
Polizei  zu  schützen.  Oder  die  Gewerkschaften  dazu  drängt  den
Schulterschluss mit den antirassistischen und antisexistischen Kämpfen zu
suchen. Und zu guter Letzt braucht es den Kampf um eine unabhängige
Arbeiter_Innenpartei,  in  der  Kommunist_Innen  für  ein  revolutionäres
Programm kämpfen, die die Kosten der Krise Trump, Biden und Co. zahlen
lässt!

Pro  Choice:  Für  die
Selbstbestimmung  über  den
eigenen Körper!
Leila Chang, Revolution Deutschland, Fight, Revolutionäre Frauenzeitung Nr.
8, März 2020

In  den  letzten  Jahren  gab  es  immer  wieder  massive  Angriffe  auf
Abtreibungsrechte von Frauen. Hinzu kommen die Verabschiedungen harter
Abtreibungsgesetze, die jahrelang erkämpfte Reformen rückgängig machten.
Ein  Beispiel  dafür  ist  der  am 15.  Mai  2019  beschlossene  „Human  Life
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Protection Act“ des US-amerikanischen Bundesstaates Alabama. Auch wenn
diese Einzelstaatenregelung durch Bundesgesetz gebrochen werden kann,
verkörpert  sie  doch  Druck  auf  jene.  Bei  diesem  Antiabtreibungsgesetz
handelt es sich um eines der härtesten weltweit. So soll eine Frau nur noch
bei eigener Lebensgefahr abtreiben dürfen. „Strafbar wären demnach auch
Abtreibungen  nach  Vergewaltigung  oder  Inzest.“  (siehe  Tagesschau,
29.10.2019) Ein Arzt oder eine Ärztin, die solch einen Eingriff durchführt,
könnte  demnach  bis  zu  99  Jahre  Gefängnisstrafe  bekommen.  Nach
internationalem  Protest  wurde  dieses  Gesetz  zwar  Ende  Oktober  vom
obersten US-Gerichtshof gestoppt. Dennoch zeigt es, in welchem Ausmaß die
Angriffe  auf  körperliche  Selbstbestimmung  und  Frauenrechte  in  unserer
kapitalistischen Weltordnung stattfinden. Doch warum ist das so?

Ursachen
Hier spielen mehrere Faktoren zusammen. Der Kapitalismus profitiert von
sozialen Unterdrückungen. Zum einen spaltet er die Arbeiter_Innenklasse
beispielsweise  nach  Geschlechtern,  Nationen,  Sexualität  oder  Alter.  Das
verringert den Zusammenhalt innerhalb der Klasse. Zum anderen gewinnen
die Kapitalist_Innen dadurch Profite. Zudem festigen sie beispielsweise die
bürgerliche Familie.

Diese  ist  für  die  herrschende  Klasse  wichtig,  weil  sie  die  Vererbung
ideologisch stützt. Große Mengen an Geld, Besitz an Produktionsmitteln und
zusätzliches Kapital (z. B. in Form von Aktien) werden stets an die Kinder
vererbt, um das Geld „in der Familie“ zu behalten, so ähnlich wie Adelstitel
in der Zeit der Feudalherrschaft vererbt wurden. Der Fortbestand dieser ist
also  in  ihrem  Interesse,  auch  wenn  Frauen  in  privilegierten  Positionen
oftmals die Möglichkeit haben, sich „freizukaufen“.

Das hat aber auch Auswirkungen auf die Arbeiter_Innenklasse. In der Regel
hat  diese  wenig  zu  vererben.  Hier  greift  aber  das  Interesse  der
Kapitalist_Innen  an  immer  mehr  Nachwuchsarbeitskräften,  die  für  sie
arbeiten.  Gleichzeitig  festigen  solche  rückschrittlichen  Verbote  auch  die
geschlechtsspezifische Arbeitsteilung in  der  Familie.  Denn mit  ihr  gehen
auch  repressive  Sexualmoral,  Geschlechternormen,  Einschränkungen  der



Kontrolle  über  den  eigenen  Körper,  Zwangsgeburten  von  Kindern  usw.
einher. Kurz gesagt: Die repressiven frauenfeindlichen Strukturen werden so
auch in der ArbeiterInnenklasse reproduziert.

Privatisierung der Reproduktion
Ebenso entscheidend ist die Verlagerung der Reproduktion in die individuelle
Familie.  So  konnten  in  imperialistischen  Kernländern  einige
Liberalisierungen  durchgeführt  werden.  Mit  der  Notwendigkeit,  höher
qualifizierte  Arbeitskräfte  auszubilden  und  in  den  Produktionsprozess
einzubinden,  sowie  Durchsetzung  von  Sozialversicherungsrentensystemen
stützt  sich  das  Überleben  im  Alter  in  der  Arbeiter_Innenschaft  immer
weniger auf eigene Kinder. Bildungsreformen und Integration von Frauen in
Fabrik  und  Büro  gingen  damit  Hand  in  Hand.  Deswegen  konnten  hier
Lockerungen  erzielt  werden,  auch  wenn  es  aufgrund  der  sinkenden
Geburtenrate wie in Deutschland in Ordnung ist, ein Abtreibungsgesetz aus
dem Dritten Reich zu behalten- wenn auch ein modifiziertes.

Im  Kontrast  dazu  stehen  die  Verhältnisse  in  Halbkolonien  und
Schwellenländern.  Dort  sind  die  eigenen  Kinder  meist  „die“
Rentenversicherung schlechthin. Kein Wunder, dass Abtreibungsverbote hier
viel schärfer ausfallen.

Es geht also beim Antiabtreibungsmythos nicht um das Wohl ungeborener
Kinder.  Sondern  vielmehr  um  den  Erhalt  einer  patriarchalischen,
Jahrtausende  alten  Gesellschaftsordnung  mit  dem  Ziel,  viele  billige
Arbeitskräfte  für  die  Zukunft  zu  schaffen,  Kapital  innerhalb  der
kapitalistischen  Familie  zu  vererben  und  Kosten  bei  der  Reproduktion
insgesamt zu sparen.  So ist  es  kein Zufall  dass in  Zeiten der Krise,  wo
versucht wird, viele der Kosten auf die Arbeiter_Innenklasse auszulagern,
sich  die  Angriffe  auf  Abtreibungsrechte  verstärken.  Vor  allem
Rechtspopulist_Innen und religiöse Fundamentalist_Innen nutzen diese auch,
um die Rolle der bürgerlichen Familie, die wichtig für sie ist, zu stärken.



Protestbewegungen gegen diese Angriffe
Auf der ganzen Welt gibt es heutzutage feministische Organisationen und
Demonstrationen.  Die  Bewegung  der  jährlichen  „Marches  of  Choice“  ist
dafür  nur  ein  Beispiel.  Diese  bekämpfte  das  rückschrittl iche
Abtreibungsgesetz in Irland, welches das strengste Europas war. Selbst nach
Vergewaltigungen,  Inzest  oder  bei  einem  kranken  Fötus  waren
Schwangerschaftsabbrüche strafbar. Als Folge mussten jedes Jahr tausende
Frauen nach Großbritannien reisen, um Abtreibungen durchführen zu lassen.
2012 verstarb dann die 31-jährige Savita Halappanavar an den Folgen einer
zu spät vorgenommenen Abtreibung, die eine Blutvergiftung zur Folge hatte.
Ihr war die Abtreibung trotz ärztlicher Empfehlung verweigert worden. So
wurde 2014 eingeführt, dass Schwangerschaftsabbrüche bei der Gefahr des
Lebens einer Frau durchgeführt werden durften. Weitere Proteste erzwangen
ein  Referendum.  Nach  dessen  Erfolg  und  einer  Volksabstimmung,  die
mehrheitlich  für  ein  neues  Abtreibungsgesetz  stimmte,  akzeptierte  das
irische Parlament 2018 ein Gesetz, das legale Abtreibungen bis zur zwölften
Schwangerschaftswoche und bei bestimmten medizinischen Gründen auch
später ermöglicht.

Ein weiteres Beispiel ist die deutsche Bewegung gegen die Paragraphen 218
und 219,  die  aus dem Dritten Reich stammen.  Zuerst  einmal  scheint  es
fortschrittlich,  dass  Schwangerschaftsabbrüche  bis  zur  zwölften  Woche,
unter bestimmten Umständen auch länger, erlaubt sind. Doch es ist nicht so
einfach. Schwangerschaftsabbrüche sind nur unter bestimmten Bedingungen
s t ra f f re i .  Zudem  g ib t  e s  n i ch t  übera l l  f l ächendeckende
Abtreibungseinrichtungen,  v.  a.  im  ländlichen  Raum.  Kirchliche  Träger
verweigern den Eingriff und Abtreibungen sind nicht fester Bestandteil der
Arztausbildung.  Auch ist  es  in  Deutschland für  Ärzte/Ärztinnen verboten,
offizielle Informationen darüber online zu stellen, weil es als „Werbung“ gilt.
Ebenso  ist  gesetzlich  festgeschrieben,  dass  Frauen  vorher  ein  ärztliches
Gespräch  führen  müssen  mit  dem  Hintersinn,  die  Abtreibung  nicht
durchführen zu lassen.  Gegen diese Einschränkungen gibt  es seit  Jahren
Demonstrationen. Im Februar 2018 war es schließlich so weit, dass mehrere
Gesetzesentwürfe zur Aufhebung der Artikel entstanden. Jedoch wurden sie



allesamt von der Großen Koalition trotz Versprechen der SPD abgelehnt.
Tausende  Frauen  beteiligen  sich  in  den  letzten  Jahren  an  den
Demonstrationen, auch wenn bisher keine Veränderung erreicht wurde.

Beide Beispiele stehen hier nur stellvertretend für hunderte von anderen
Frauenbewegungen weltweit. Ob Polen, Spanien, Argentinen: der Kampf um
die Selbstbestimmung über den eigenen Körper ist allgegenwärtig. Trotzdem
wurden bisher  nur  eingeschränkte,  regionale  Erfolge  erreicht.  Deswegen
müssen wir uns fragen, wie wir erfolgreich für das Selbstbestimmungsrecht
über den eigenen Körper kämpfen können.

Arbeiter_Inneneinheitsfront  für  freie
Abtreibung
Statt  nur  auf  Angriffe  zu  reagieren,  müssen  wir  selbst  Verbesserungen
erkämpfen. Deswegen muss der Kampf für das Recht auf Selbstbestimmung
über den eigenen Körper damit verbunden werden, dass wir für kostenlose
Abtreibungen und Verhütungsmittel eintreten oder, dort wo nicht vorhanden,
für staatliche Krankenversicherungen. Um das zu erreichen müssen wir die
Organisationen der Arbeiter_Innenklasse klar auffordern für diese Kampagne
einzutreten und zu mobilisieren.

Gewerkschaften beispielsweise waren für die Arbeiter_Innenklasse schon seit
Beginn des Klassenkampfes eine Möglichkeit, sich zu organisieren und für
ihre Rechte einzutreten. Mit Streik als Mittel können sie ökonomischen und
politischen Druck aufbauen. Ein erster Schritt dahin wäre beispielsweise: Die
Betriebsräte  könnten  dazu  Betriebsversammlungen  einberufen,  wo  diese
Frage  diskutiert  wird.  Im  Rahmen  von  Aktionstagen  und  für  die
Durchführung eines politischen Streiks gegen die Gesetze wäre es wichtig,
Streik- und/oder Aktionskomitees zu gründen, die vor Ort mobilisieren.

Ebenso können Gewerkschaften internationale Kooperation gewährleisten,
z.  B.  von  zentralen,  internationalen  Aktionstagen  zum  Thema
Abtreibungsrechte.  Dies  ist  wichtig,  um  die  unterschiedlichen
Protestbewegungen international zu koordinieren. Schließlich existiert die
Unterdrückung nicht nur in einem Land und zusammen können wir mehr



Druck aufbauen. Trotzdem bringen Gewerkschaften auch einige Probleme
mit sich. Gerade in Berufen, die Dienstleistungen anbieten und oft verstärkt
durch Frauen besetzt werden, organisieren sich nur wenige Arbeiter_Innen
darin. Ebenso existiert eine Gewerkschaftsbürokratie, deren Interesse eher
der Erhalt der eigenen Stellung ist, als Fortschritte für die gesamte Klasse zu
erkämpfen. Deswegen beschränken sie sich eher darauf, ihren Frieden mit
dem jetzigen System zu machen und sich auf das Feilschen um Lohn und
Arbeitsbedingungen zu reduzieren. Revolutionäre Kommunist_Innen müssen
sich darum für eine klassenkämpferische, antibürokratische Basisbewegung
einsetzen, die der bürokratischen Spitze die Gewerkschaften entreißt, um sie
zu  einem  Glied  in  den  Reihen  des  Kampfes  für  den  Sozialismus
umzugestalten.

Daher fordern wir national und international:

Hände weg von unseren Körpern! Raus mit der Kirche und anderen
Religionen  aus  Gesundheitssystem  und  Gesetzgebung!  Für
Abschaffung  aller  Abtreibungsparagraphen  sowie  der
Beratungspflicht!
Für  den  f lächendeckenden  Ausbau  an  Beratungs-  und
Behandlungsstellen!  Vollständige  Übernahme der  Kosten  für  eine
Abtreibung,  egal  in  welchem  Monat,  und  aller  Kosten  für
Verhütungsmittel  durch  den  Staat!
Für die Abschaffung von Fristen, bis zu denen abgetrieben werden
darf! Für die ärztliche Entscheidungsfreiheit, lebensfähige Kinder zu
entbinden!
Gegen  leibliche  Zwangselternschaft  für  so  geborene  Kinder!  Der
Staat soll  für sie aufkommen und sich um sie kümmern bzw. zur
Adoption freigeben! Adoptionsvorrang für leibliche/n Vater und/oder
Mutter,  falls  sie  das  Kind  später  großziehen  wollen  und  dieses
zustimmt!
Für  den  Ausbau  von  Schutzräumen  für  Opfer  sexueller  Gewalt,
Schwangere und junge Mütter!



Die Lage von Trans- und Inter-
Personen
Nina  Awarie,  REVOLUTION  Deutschland,  Fight,  Revolutionäre
Frauenzeitung  Nr.  8,  März  2020

In den vergangenen
Jahrzehnten wurden weltweit viele juristische und gesellschaftliche
Zugeständnisse seitens der Herrschenden gemacht oder seitens der
LGBTIA-Bewegung erkämpft. In Deutschland haben seit 2017 beispielsweise
gleichgeschlechtliche Paare die Möglichkeit,  eine zivile Ehe zu schließen.
Auch
in 22 weiteren Staaten wie den USA, Irland oder Südafrika können
gleichgeschlechtliche Paare heiraten, also die gleichen bürgerlichen Rechte
wie
Heteropaare  wahrnehmen.  Allerdings  heißt  die  gestiegene  formelle
Akzeptanz
nicht, dass es in diesen Ländern keine Diskriminierung von Homosexualität
im
Alltag gibt. Auch darf man nicht außer Acht lassen, dass in mehr als 70
Staaten,  also  im  Großteil  der  Welt,  auf  homosexuelle  Handlungen  eine
Gefängnis-
oder  sogar  die  Todesstrafe  steht.  Daneben  kommt  in  der  öffentlichen
Wahrnehmung
die rechtliche und soziale Lage von Inter- und Trans-Menschen zu kurz.

Situation
von Transgendern …
Der Begriff Transgender
wurde vor allem von John F. Oliven von der Columbia University in seiner
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Arbeit
„Sexual Hygiene and Pathology“ aus dem Jahre 1965 geprägt.  Dieser ist
weiter
gefasst als der der Transsexualität und gleichzeitig auch zutreffender, denn
bei Gender (sozialem/psychologischem Geschlecht) handelt es sich natürlich
um die
Geschlechterrolle und nicht um das biologische
Geschlecht. Der Begriff Transgender schließt aber auch all diejenigen
mit ein, die sich non-binär nennen, sich also weder eindeutig männlich noch
eindeutig weiblich identifizieren. Studien zufolge sind bis zu 0,26 % der
Menschen trans, wobei die Dunkelziffer wesentlich größer sein dürfte. Dies
hat
vor allem mit einer gesellschaftlichen Tabuisierung des Themas, aber auch
teilweise mit staatlichen Repressionen zu tun. Außerdem ist auch die
erschreckend hohe Suizidrate unter Trans-Personen auffällig. Demnach hat
in
Großbritannien  Umfragen  zufolge  fast  die  Hälfte  aller  jugendlichen
Transgender
einen  oder  mehrere  Selbstmordversuche  hinter  sich  und  laut  einer
kanadischen
Untersuchung haben im Bundesstaat Ontario bereits 78 % alles
Trans-Personen einen oder mehrere Versuche unternommen, sich das Leben
zu
nehmen.

Wenn man nun die
rechtliche Situation von Trans-Personen allein in  Deutschland betrachtet,
stößt
man  zunächst  auf  einen  riesigen,  kaum  zu  durchblickenden
Paragraphendschungel.
Das liegt einerseits an dem großen bürokratischen Aufwand im Falle einer
Geschlechtsangleichung, andererseits an den vielen juristischen Schwächen
des
Transexuellengesetzes (TSG). Das TSG trat 1980 in Kraft, wurde aber im
Laufe



der Jahre häufig geändert, da viele Inhalte auf Beschwerden von Betroffenen
hin
vom Bundesverfassungsgericht für verfassungswidrig erklärt wurden.
Beispielsweise durften Personen unter 25 Jahren im ersten Entwurf des TSG
weder
e i n e  V o r n a m e n s ä n d e r u n g  ( „ k l e i n e  L ö s u n g “ )  n o c h  e i n e
Personenstandsänderung
(„große Lösung“) durchführen. Auch ging das TSG ursprünglich davon aus,
dass
alle Trans-Personen heterosexuell seien. Folglich konnte die „kleine Lösung“,
also die Vornamensänderung, vom Gesetzgeber wieder rückgängig gemacht
werden,
wenn  die  Person  eine  andere  des  gleichen  Geschlechts  heiratete  oder
innerhalb
von  300  Tagen  nach  der  Namensänderung  ein  Kind  bekam.  Eine  der
heftigsten
Forderungen  des  TSG  an  die  betroffenen  Personen  war  aber  der
erforderliche
Nachweis  einer  Sterilisation,  um  den  Personenstand  ändern  lassen  zu
können.
Noch bis 2011 wurde das TSG auf diese Weise umgesetzt und bis heute kann
der
Personenstand  nicht  rückwirkend,  also  auch  auf  der  Geburtsurkunde,
geändert
werden.  Neben  dem  Paragraphendschungel  stellt  die  Kostenübernahme
durch  die
Krankenkassen  ein  Problem  dar.  Diese  sind  zwar  gesetzlich  zur
Kostenübernahme
verpflichtet. Welche Eingriffe und Behandlungen die Kassen aber tatsächlich
übernehmen,
variiert stark. Generell ist die Bürokratisierung des Verfahrens – allein für
eine Vornamensänderung – eine unzumutbare Belastung. Die Person muss
demnach
mindestens  drei  Jahre  in  der  Geschlechterrolle  „leben“,  der  sie  sich
„zugehörig“



fühlt,  und  sich  diese  „Zugehörigkeit“  von  zwei  unabhängigen
Gutachter_Innen  vor
dem Amtsgericht bestätigen lassen. Für Jugendliche, die ihr Geschlecht
angleichen wollen, gibt es daneben noch eine andere Hürde: die eigenen
Eltern.
Denn für die Einnahme von Hormonen oder Operationen braucht man deren
Erlaubnis
und ist somit ihrer Willkür ausgesetzt. Das Selbstbestimmungsrecht über den
eigenen Körper wird also in allen Fällen massiv beschnitten.

… und
Inter-Personen
Intersexuell sind
Menschen,  die  weder  dem  biologisch  männlichen  noch  dem  weiblichen
Geschlecht
eindeutig zugeordnet werden können. Das kann genetische, anatomische und
hormonelle Ursachen haben. Schätzungsweise kommt jedes tausendste Kind
intersexuell auf die Welt.

Etliche dieser
Menschen wurden vom 20. Jahrhundert bis zum heutigen Tag zwangsweise
hormonell
behandelt, genital verstümmelt, sterilisiert und für eine binäre
Geschlechterordnung „passend“ gemacht – das alles in einem Alter, in dem
es
unmöglich zu wissen ist, wie sich die Person selber sieht bzw. sich entwickeln
würde.

Diese brutale
Praxis  geht  auf  die  These des Psychologen John Money aus den 1950er
Jahren
zurück. In seiner „Optimal Gender Policy“ behauptete er, dass man Kinder zu
Männern oder Frauen „erziehen“ könnte, wenn man nur die körperlichen
Besonderheiten vor dem zweiten Lebensjahr einem der beiden Geschlechter



angleiche. Auch wenn Forschungen belegen, dass die Geschlechtsidentität
von den
körperlichen Merkmalen losgelöst sein kann und viele der zwangsoperierten,
intersexuellen  Menschen  lebenslang  unter  Depressionen,  körperlichen
Schmerzen
und Traumata zu leiden haben, hält sich diese These in der Medizin teilweise
noch heute. So heißt es in einem laut Amnesty International erst 2013 neu
aufgelegten Fachbuch für Kinderärzt_innen: „Die operative Korrektur soll so
früh durchgeführt werden, dass die Mädchen sich später ihrer Intersexualität
nicht erinnern, also im Säuglingsalter, spätestens im zweiten bis dritten
Lebensjahr.“

In Deutschland gab
es rechtlich gesehen 2013 eine Reform des Personenstandsgesetzes. Diese
beinhaltete,  dass,  wenn  das  Kind  weder  dem  weiblichen  noch  dem
männlichen
Geschlecht zugeordnet werden kann, es ohne eine solche Angabe in das
Geburtenregister eingetragen werden darf. Während liberale Teile des
Bundestages dies als großer Erfolg feierten und Volker Beck gar von einer
„kleinen Revolution“ sprach, gab es schon damals seitens der
Betroffenenverbände Kritik an dieser Reform. Erst ab dem 10. Oktober 2017
war
die Eintragung als „inter“ oder „divers“ im Geburtenregister möglich, was
ein
Fortschritt ist, aber weiterhin an rein körperlichen Merkmalen festgemacht
wird
und  damit  nicht-binäre  Trans-Personen  ausschließt.  Ein  ausdrückliches
Verbot
von  medizinisch  nicht  notwendigen,  kosmetischen  Genitaloperationen  an
Kindern
gibt es bis heute nicht.

Was hat das



Ganze  denn  jetzt  mit  der  bürgerlichen
Gesellschaft  zu  tun?
Ob nun durch
konservative Politiker_Innen, religiöse Institutionen, Medien oder Werbung:
Die
Gesellschaft  reproduziert  tagtäglich  ein  reaktionäres  Familienbild.  In  der
bürgerlichen
Familie sind die Rollen klar verteilt: Der Mann ernährt als Hauptverdiener
die
Familie, während die Frau bestenfalls noch etwas dazuverdienen darf, sich
aber
hauptsächlich um den Haushalt und die Kindererziehung kümmert.

Dies geschieht
nicht rein zufällig, sondern ist einfach eine Ideologie und Praxis, die für den
Kapitalismus besonders profitabel ist. So werden durch das Idealbild der
Familie die Erbschaftverhältnisse der Herrschenden geregelt, während die
ganze
Reproduktionsarbeit der Arbeiter_Innenklasse unentgeltlich im Privaten
stattfindet. Menschen, die nun nicht in dieses cis- und heteronormative
Gesellschaftsbild hineinpassen, sind der bürgerlichen Gesellschaft natürlich
ein  Dorn  im  Auge,  denn  mit  ihrer  bloßen  Existenz  stellen  sie  eine
Gesellschaftsordnung
in Frage, in der es „natürlich“ scheint, dass Männer arbeiten, Frauen
Hausarbeit  verrichten,  und es  normal  ist,  dass  nur  heterosexuelle  Paare
Kinder
bekommen.

Auch wenn schon
einige Errungenschaften erkämpft worden sind und die gesellschaftliche
Akzeptanz  von  Trans-und  Inter-Personen  in  den  letzten  Jahren  leicht
gestiegen
ist, so ist diese Entwicklung mit Vorsicht zu genießen. Zum einen sind noch
längst nicht alle Rechte erstritten worden, zum anderen ist auch ein Rollback



in Bezug auf Geschlechterrollen zu beobachten. Der politische Rechtsruck,
der
international verbreitet ist und in Deutschland seinen Ausdruck im Erstarken
der AfD findet, stellt eine große Gefahr für die Errungenschaften der
LGBTIA-Bewegung  dar.  Da  Trans-  und  Interphobie  unmittelbar  mit  der
Existenz der
bürgerlichen Gesellschaft, also der kapitalistischen Klassengesellschaft
verbunden sind, reicht es nicht aus, sie nur separat bekämpfen zu wollen.
Man
muss diesen reaktionären Ideologien ihre materielle Basis entziehen, also
den
Kampf gegen LGBTIA-Feindlichkeit mit dem Kampf gegen den Kapitalismus
verbinden.

Wir wollen
gemeinsam für eine Gesellschaft eintreten, in der alle Menschen ungeachtet
ihres biologischen oder gesellschaftlichen Geschlechts gleichberechtigt und
gefahrenfrei leben können. Daher fordern wir:

Intersex  vollständig  legalisieren!  Verbot  medizinisch  nicht
notwendiger, kosmetischer Genitaloperationen an Kindern!
Kostenlose  Beratung  und  operative,  geschlechtsangleichende
Behandlung, wenn dies von der betroffenen Person gewünscht wird!
Für das Selbstbestimmungsrecht über den eigenen Körper!
Kampf  der  Diskriminierung  in  Beruf  und  Alltag!  Für  breite
Aufklärungskampagnen  und  Selbstverteidigungskomitees  der
Unterdrückten  in  Verbindung  mit  der  Arbeiter_Innenbewegung!
Für das Recht  auf  gesonderte  Treffen in  den Organisationen der
Arbeiter_Innenbewegung,  um  den  Kampf  für  Gleichberechtigung
voranzutreiben  und  gegen  diskriminierendes  und  chauvinistisches
Verhalten vorzugehen!



Flucht und Sexismus
Lydia Humphries, Unterstützerin Red Flag Großbritannien,
Fight, Revolutionäre Frauenzeitung Nr. 8, März 2020

Die Reisen von Frauen, intersexuellen und nichtbinären
Menschen,  die  nach  Großbritannien  einwandern,  werden  durch  die
Bedrohung  durch
sexuelle Übergriffe, Ausbeutung und Gewalt erschwert und gefährlich. Wenn
sie
in  Großbritannien  ankommen,  sehen  sie  sich  den  rassistisch-
frauenfeindlichen,  -homophoben
und  -transphoben  Strukturen  des  britischen  Einwanderungssystems
gegenüber.

Die unmenschlichen Praktiken der Inhaftierung in Abschiebezentren
für EinwanderInnen (IRCs) werden durch die institutionell vorherrschenden
sexuellen Übergriffe verstärkt. Viele der Personen in den IRCs fliehen bereits
vor Missbrauch, was ihre Inhaftierung nach britischem Recht illegal macht.
Aber
eine gut dokumentierte „Kultur des Unglaubens“, die in der „feindlichen
Umgebung“ Großbritanniens eingebettet ist, lässt MigrantInnen, die sexuelle
Übergriffe überlebt haben, oft schutzlos zurück. Eine solche Ungläubigkeit
konfrontiert LGBTQI+-Menschen, die vor Verfolgung wegen ihrer Sexualität
oder
geschlechtlichen Identität fliehen, wobei viele gezwungen sind, ihre
Unterdrückung  vor  Berufungsgerichten  zu  „beweisen“,  und  ihnen  diese
dennoch
immer noch nicht geglaubt wird.

Die AktivistInnen arbeiten gegen die volle Kraft des
rassistischen und chauvinistischen britischen Staates, um auf die
Entmenschlichung von MigrantInnen aufmerksam zu machen. Im Jahr 2018
traten 120
Menschen in Yarl’s Wood in den Hungerstreik, um gegen die unbefristete
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Haft,
ausbeuterische  Arbeit,  den  Mangel  an  angemessener  medizinischer
Versorgung  und
die nicht freiwillige Abschiebung zu protestieren, neben
geschlechtsspezifischeren Themen wie der Inhaftierung von
Missbrauchsüberlebenden.  Im  Jahr  2016  enthüllten  Stonewall  und  die
Lesben-  und
Schwulen-Immigrationsgruppe des  Vereinigten Königreichs  den fehlenden
Zugang zu
Medikamenten,  Schutz und „sicherer Zuflucht“  für  LGBTQI+-Personen in
Haft.

An anderer Stelle protestierte der Südost-Londoner Zweig der
feministischen Direktaktionsgruppe Sisters Uncut gegen die Anstellung von
EinwanderungsbeamtInnen in den örtlichen Diensten für häusliche Gewalt
und
beleuchtete,  wie  zwischenmenschliche  und  staatliche  Gewalt
ineinandergreifen,
so dass Frauen und nichtbinäre MigrantInnen aus Angst vor Abschiebung
ihre Täter
nicht verlassen können. Diese Kampagne lenkte auch die Aufmerksamkeit auf
die
Auswirkungen  von  No  Recourse  to  Public  Funds  (Kein  Rückgriff  auf
öffentliche
Gelder; NRPF), einer Bedingung für den Einwanderungsstatus aus
Nicht-EU-Ländern,  die  MigrantInnen  und  Asylsuchenden  den  Zugang  zu
sozialen
Ressourcen wie Flüchtlingsbetten verwehrt, wogegen die sich die Labour-
Kampagne
für Freizügigkeit wendet.

Während solche Kampagnen diese Themen weiter ins politische
Rampenlicht  gerückt  haben,  waren  die  Reaktionen  der  PolitikerInnen
frustrierend
unzulänglich. In ihrem Manifest für 2019 verpflichtete sich die Labour Party



zur Schließung der berüchtigten, gewalttätigen Gefangenenlager Yarl’s Wood
und
Brook  House,  ohne  sich  jedoch  unmissverständlich  gegen  die
Einwanderungshaft
auszusprechen.

Darüber hinaus lösen PolitikerInnen oft die Probleme, mit
denen Migrantinnen konfrontiert sind, von dem „feindlichen Umfeld“ und
den
damit  verbundenen Sparmaßnahmen ab,  in  die  sie  eingebettet  sind.  Ein
Beispiel
für diese Praxis ist der Fokus liberaler feministischer Abgeordneter auf den
Sexhandel. Wie die Autorinnen von „Revolting Prostitutes“, Molly Smith und
Juno
Mac, argumentieren, stellen Kampagnen gegen den Menschenhandel ihn oft
so dar,
als ob einzelne Männer die Frauen in eine böse Sexindustrie entführen, und
leugnen die Tatsache, dass der Menschenhandel oft dann stattfindet, wenn
diejenigen, die bereits migrieren wollen, aufgrund des Mangels an sicheren,
erschwinglichen und legalen Wegen, über die sie sich bewegen können, der
Ausbeutung ausgesetzt werden.

Solche Kampagnen führen oft zu Forderungen nach der
Kriminalisierung von Sexarbeit als Lösung für den Menschenhandel. Die
Labour-Abgeordneten  Jess  Phillips  und  Sarah  Champion,  prominente
Mitarbeiterinnen
des parteiübergreifenden parlamentarischen Ausschusses „Prostitution und
weltweiter Sexhandel“, spiegeln diesen Gedankengang wider. Sie verknüpfen
routinemäßig Menschenhandel mit Sexarbeit und nutzen ihre Unterstützung
für die
Opfer des Menschenhandels, um für das nordische Modell zu werben, eine
Politik,
für die Jeremy Corbyn ebenfalls vage Lippenbekenntnisse abgegeben hat, die
Käufer von Sexarbeit und Dritte, die mit dieser in Verbindung stehen,
kriminalisieren würde.



Wie SexarbeiterInnen in aller Welt argumentieren, würde jede
Form der Kriminalisierung das Überleben von SexarbeiterInnen grundlegend
erschweren. Dazu gehören auch migrantische SexarbeiterInnen, die sich
möglicherweise für Sexarbeit entscheiden, weil sie keine gesetzlichen Rechte
auf  Arbeit  oder  den  Zugang  zu  Sozialleistungen  haben,  Aspekte  eines
„feindlichen
Umfelds“,  die  tief  mit  denselben  gewaltsam  rassistischen  Grenzen
verflochten
sind, die andere für MenschenhändlerInnen anfällig machen.

So übersieht die Verschmelzung von Sexarbeit und
Menschenhandel  –  die  Schuld  für  beides  wird  der  männlichen  Gewalt
zugeschoben –
die Art und Weise, in der beide als unterschiedliche geschlechtsspezifische
Manifestationen der rassistischen und migrantenfeindlichen Strukturen der
Klassengesellschaft angesehen werden können, die zu überleben versucht
wird.
Sie ignoriert auch die Realität, dass die Wege in die Sexarbeit, auch für
MigrantInnen, oft durch einen Mangel an gut bezahlten alternativen
Beschäftigungsmöglichkeiten und durch Kürzungen der Sozialleistungen, die
den
Schwächsten schaden,  genährt  werden.  Eine solche Rhetorik verschleiert
also die
gemeinsamen  Unterdrückungen  zwischen  MigrantInnen  und  anderen
Menschen  aus  der
ArbeiterInnenklasse, was den Aufbau von Solidarität zwischen den Gruppen
erschwert.

Dieser Fokus auf den Menschenhandel trägt auch dazu bei,
dass  die  gewalttätigen  patriarchalischen  Kräfte  in  den  halbkolonialen
Ländern
vereinfacht mit dem Vereinigten Königreich kontrastiert werden, das als
liberaler  sicherer Hafen für  Frauen und LGBTQI+- Menschen dargestellt
wird.
PolitikerInnen aller Couleur haben diese Rhetorik wiedergekäut. Wie die



Schriftstellerin Maya Goodfellow argumentiert, verschleiert die Förderung
Großbritanniens als ein einladender, fortschrittlicher Staat seine gewaltsam
kolonialistische Geschichte und seine bewusst „feindliche“ Gegenwart.

Jede linke oder sozialistische Alternative muss diese
Rhetorik grundlegend in Frage stellen. Wir müssen erkennen, dass die
miteinander verflochtene Einwanderungs- und Sparpolitik Großbritanniens
entscheidend zur gewaltsamen Unterdrückung von Frauen und nichtbinären
MigrantInnen
beiträgt.  Dies  muss  ein  Engagement  für  offene  Grenzen  und  die
Bereitstellung
sicherer Migrationsrouten durch Europa und darüber hinaus einschließen,
wobei
das „feindliche Umfeld“ in Frage gestellt werden muss, das Frauen und
LGBTQI+-Asylsuchende  weiter  dem  Missbrauch  aussetzt  und  sie  dann
zwingt,  diesen
Missbrauch  erneut  zu  erleben,  um  Zuflucht  zu  finden.  Es  gibt  keine
„humanen“
Gefangenenlager,  und  der  Kampf  für  Frauenrechte  muss  den  für  die
Beendigung der
unbefristeten  Haft  und  die  Schließung  von  IRCs  für  EinwanderInnen
einschließen.
Die  Unterstützung  für  die  Opfer  von  Menschenhandel  muss  mit  der
Unterstützung
der Rechte von SexarbeiterInnen einhergehen,  wobei  die  entscheidenden
Unterschiede
zwischen  Menschenhandel  und  Sexarbeit  anerkannt  werden  müssen.
Dennoch  muss  man
verstehen, wie beide mit einem Kontext von Grenzen, Sparmaßnahmen und
dem
Mangel an sicheren, legalen Alternativen zusammenhängen. Grundsätzlich
müssen
wir  anerkennen,  dass  die  Rechte  von  Frauen  und  MigrantInnen
Klassenfragen  und
ein integraler Bestandteil des Kampfes für den Sozialismus sind.



LGBTQ  in  Tunesien:  Interview
mit  einem  tunesischen
Aktivisten
Robert Teller, Gruppe ArbeiterInnenmacht Deutschland, Fight, Revolutionäre
Frauenzeitung Nr. 8, März 2020

Alaa Khemiri ist ein tunesischer Rechtsanwalt, der auf die Verteidigung von
LGBTQ-Menschen vor staatlicher Repression spezialisiert ist. Er ist seit der
Revolution von 2011 ein Aktivist in der tunesischen Linken.

Hallo Alaa. Du bist Rechtsanwalt und
verteidigst LGBT-Menschen, die in Tunesien von staatlicher
Repression betroffen
sind. Wie sieht diese Repression aus?
Die LGBT-Community wird vom tunesischen
Staat  mithilfe  des  Strafrechts  verfolgt.  Gemäß  Artikel  230  des
Strafgesetzbuchs
steht auf homosexuellen Geschlechtsverkehr bis zu 3 Jahre Gefängnis und
eine
zusätzliche Geldstrafe. Artikel 226 richtet sich gegen Transgender-Personen,
weil diese die „öffentliche Moral“ verletzen. Darüberhinaus sind die
tunesischen  Gerichte  Homosexuellen  gegenüber  feindlich  eingestellt.  Sie
wenden
nicht  nur  die  genannten  Paragraphen  an,  sie  gehen  sogar  über  die
gesetzlichen
Straftatbestände hinaus und behandeln die homosexuelle Identität als
Verbrechen, obwohl Artikel 230 nur den Geschlechtsverkehr kriminalisiert
und
nicht bereits die sexuelle Orientierung.
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In der Praxis wandern Homosexuelle ins
Gefängnis, ob sie sexuelle Beziehungen hatten oder nicht. Die tunesischen
Gerichte ordnen bei  männlichen Homosexuellen Anal-Untersuchungen an,
um
sexuelle Kontakte nachzuweisen. Andere Gerichte gehen sogar noch weiter.
Manchmal reicht es aus, dass ein Mann „verweiblicht“ erscheint, damit ein
Gericht ihn als Homosexuellen ansieht und entsprechend bestraft.

Lesbische Frauen und bisexuelle Frauen und
Männer haben es etwas leichter. Gerichte können Homosexualität bei Frauen
nur
schwer nachweisen, weil kein medizinischer oder sonstiger „Test“ hierfür
anerkannt  ist.  Auch  bisexuelle  Männer  können  nur  schwer  der
Homosexualität
„überführt“ werden, sofern sie mit einer Frau verheiratet oder verlobt sind.
Die  Heirat  verleiht  ihnen  eine  soziale  Legitimität.  Viele  Homosexuelle
heiraten
aus  diesem  Grund,  um  ihre  wirkliche  Identität  zu  verbergen  und
gesellschaftlicher
Stigmatisierung und Ausgrenzung zu entgehen.

Tunesien scheint nach der Wahl von Kais
Saied von einer Welle des Populismus erfasst  zu sein,  wie
auch viele andere
Länder. Denkst du, dass es für LGBT-Menschen schwieriger
wird?
Die rechtliche Situation für Homosexuelle
hat sich nicht verändert. Aber die Äußerungen von Kais Saied vor der Wahl
waren
homophob und populistisch.  Für  ihn  ist  Homosexualität  pervers  und  ein
Virus,
das der Westen verbreitet hat, um die tunesische Gesellschaft zu zerstören.

Auf welche Weise sind junge LGBT-Menschen



speziell von Unterdrückung betroffen, etwa in der Schule, an
der Uni oder in
ihrer Familie?
Abgesehen von der systematischen
rechtlichen Unterdrückung erfahren Homosexuelle gesellschaftlichen Hass
und
Zurückweisung. Viele Familien werfen ihr Kind aus dem Haus, wenn sie von
seiner
Homosexualität  erfahren  –  um  Einschüchterung  durch  die  erweiterte
Großfamilie
oder  das  soziale  Umfeld  zu  vermeiden.  Auch  in  Schulen  werden
Homosexuelle  Opfer
von Hass und Einschüchterung, und deshalb versuchen sie normalerweise,
ihre
sexuelle Identität zu verheimlichen und dem gesellschaftlichen Mainstream
zu
folgen, um gesellschaftlicher Ausgrenzung und staatlicher Repression zu
entgehen.

Welche Gründe hat die Diskriminierung von
LGBT-Personen, abgesehen von den gesetzlichen Regelungen?
Die Ausgrenzung entspringt der islamischen
Doktrin und den islamischen Institutionen.  Der orthodoxe Islam sieht als
Strafe
für Homosexualität die Todesstrafe vor. Der islamische Diskurs in Tunesien
ist
hasserfüllt, Homosexuelle werden als pervers oder krank betrachtet. Die
islamischen Institutionen sind das größte Hindernis für Gleichberechtigung.

Staat, Religion und Gesellschaft
akzeptieren in Tunesien Homosexualität nicht, sie verbreiten Propaganda,
um deren
sexuelle Identität zu erniedrigen, die sie als Bedrohung für Werte und Moral
der Gesellschaft betrachten. Die tunesische Gesellschaft ist für ihren
Konservatismus  bekannt.  Sogar  viele  Abgeordnete  betrachten



Homosexualität  als
Sünde.

Die Tunesische Revolution hat den
Klassenkampf  in  Tunesien  stark  bestimmt.  Gab  es  seither
Verbesserungen bei den
Rechten von LGBT-Menschen?
Der einzige Fortschritt ist, dass das Thema
nun öffentlich debattiert wird. Vor 2011 war es ein Tabu, man konnte es
nicht
öffentlich ansprechen. Das ist der Verdienst von LGBTQ-Vereinigungen, die
das
Thema in die Öffentlichkeit gebracht haben.

Welche Positionen gibt es in den
traditionellen Organisationen der tunesischen Linken dazu?
Ist sexuelle
Befreiung für sie eine Priorität?
Die traditionelle Linke ist konservativ und
betrachtet  LGBTQ-Rechte  nicht  als  Priorität  ihres  Kampfes.  Selbst  wenn
dieses
Thema  diskutiert  wird,  verteidigen  die  konservativen  Linken  die  LGBT-
Community
nicht. Sie betrachten das als zweitrangig gegenüber der Verteidigung
ökonomischer und sozialer Errungenschaften.

Wie organisieren sich LGBT-Menschen in
Tunesien,  um für ihre Rechte zu kämpfen? Was ist  deiner
Meinung nach notwendig,
um den Kampf voranzubringen?
Nach der Revolution 2011 haben sich viele
Vereinigungen gegründet,  die  das  Ziel  haben,  die  LGBTQ-Community  zu
verteidigen
– und zwar zum ersten Mal in der Geschichte Tunesiens und der arabischen
Welt



überhaupt. Es gibt mehr als 5 verschiedene Organisationen, die sich der
gegenseitigen Hilfe und Verteidigung der LGBTQ-Community verschrieben
haben,
etwa die Organisationen „Shams“, „Damj“ und „We exist“.

Diese Organisationen machen kontinuierlich
öffentliche Kampagnen. Eine von ihnen veranstaltet seit 2015 ein jährliches
Festival für Queer-Kultur. Shams hat einen eigenen Radiosender gestartet,
„Shams Rad“, der die Belange der LGBTQ-Community verteidigt.

Dennoch, die Strategie bei den meisten
dieser  Organisationen  zielt  nicht  darauf  ab,  die  gesellschaftliche
Wahrnehmung
gegenüber LGBTQ-Menschen zu verändern, sondern durch Lobbyarbeit auf
die
liberalen  Kräfte  einzuwirken,  um  die  homophobe  Gesetzgebung  zu
beseitigen.  Sie
finden es zu schwer, die gesellschaftlichen Ansichten über die homosexuelle
Identität in der tunesischen Gesellschaft ändern zu wollen.

Sie versuchen durch Öffentlichkeitsarbeit,
die liberalen Kräfte und die ausländischen Stiftungen in Tunesien zu
sensibilisieren,  um damit  politische  Entscheidungen  zu  beeinflussen.  Ich
denke,
die Community sollte geschlossen auftreten und Druck auf das Parlament
ausüben,
die homophobe Gesetzgebung zu ändern.

Tunesien wird oft als das
fortschrittlichste  nordafrikanische  Land  beschrieben,  was
Frauenrechte
betrifft. Trifft das zu, und widerspricht das der Situation von
LGBT-Personen?
Die tunesische Gesetzgebung in Hinblick auf
die Rechte von Frauen ist tatsächlich die fortschrittlichste in ganz Nordafrika
und dem Nahen Osten, aber das gilt eben nicht für die LGBTQ-Gesetzgebung



– die
ist genauso reaktionär wie überall im arabischen Raum.

Rechtsruck:  Warum  sind  die
Rechten  so  reaktionär
gegenüber Frauen?
Saskia Wolf, Revolution Deutschland, Fight, Revolutionäre Frauenzeitung Nr.
8, März 2020

Ob nun in den USA durch Trump, Duterte auf den Philippinen,
Modi  in  Indien,  Le Pen in  Frankreich oder die  AfD in Deutschland,  seit
mehreren
Jahren erleben wir international ein Erstarken der Rechten. Dies geht einher
mit  Asylgesetzverschärfungen,  Abschiebekampagnen,  Angriffen  auf
Geflüchtete  und
Migrant_Innen.  Aber nicht  nur Nationalismus und Rassismus nehmen zu.
Auch
Angriffe  auf  demokratische  Grundrechte  und  fortschrittliche  Gesetze  für
Frauen
und die Frauenbewegung gehen damit einher. Wir schreiben also das Jahr
2020.
Anstatt  dass  wir  der  Befreiung  aus  der  sexuellen  Unterdrückung
näherkommen,
gibt es ein Rollback für Frauen, ein Zurückwerfen auf ihre Rolle als Mutter
und
Hausfrau.  Aber  warum haben rechte  und konservative  Kräfte  es  auf  die
Freiheit
der Frauen abgesehen?
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Seit der Weltwirtschaftskrise 2007/08 hat sich die
Konkurrenz  zwischen  den  einzelnen  Kapitalist_Innen  und  ihren  Staaten
verschärft.
Es kam zu einer massiven Konzentration von Kapital. Gerade die größeren
Monopole konnten davon profitieren, während kleinere Unternehmen nicht
mithalten konnten.

Kleinere UnternehmerInnen,
auch  gerne  als  Mittelstand  bezeichnet,  haben  Angst,  ihre  Stellung  zu
verlieren
und pleitezugehen. Getrieben von der Angst des sozialen Abstieges fangen
sie
an, laut herumzubrüllen: Protektionismus, Nationalchauvinismus,
Standortborniertheit, das sind ihre Argumente, um sich zu schützen. Kurz
gesagt: Sie wollen das Rad der Geschichte zurückdrehen, um nicht ihren
Reichtum
zu verlieren. Sie wollen den globalen Kapitalismus also auf reaktionäre Art
bekämpfen.

Mit der Fokussierung
auf Nationalstaat und Protektionismus geht auch einher, dass das Ideal der
„bürgerlichen Familie“ gestärkt werden muss. Denn im Kapitalismus ist die
Arbeiter_Innenfamilie  der  Ort,  wo  unbezahlte  Reproduktionsarbeit
stattfindet.
Ob  nun  Kindererziehung,  Altenpflege,  Waschen  oder  Kochen  –  all  das
reproduziert
die Arbeitskraft der einzelnen Arbeiter_Innen und sorgt gleichzeitig dafür,
dass dem Kapital die Produktivkraft nicht ausgeht. Oftmals wird diese
unbezahlte  Hausarbeit  von  Frauen  verrichtet.  Diese  Arbeitsteilung  wird
dadurch
gefestigt, dass Frauen weniger Lohn als Männer bekommen und sie somit
nach
einer Schwangerschaft eher zu Hause bleiben. So verdienen beispielsweise
Frauen
im Schnitt 22 % weniger als Männer, machen 75 % der Beschäftigten in



sozialen Berufen aus und arbeiten immer noch doppelt so lang im Haushalt
wie
Männer.  Im  Kontrast  dazu  stehen  erkämpfte  Rechte  von  Frauen  und
LGBTIAs. Ob nun
Legalisierung von Homosexualität, die Gleichstellungsgesetze, das
Selbstbestimmungsrecht  über  den  eigenen  Körper  –  all  das  lehnen  die
Reaktionär_Innen
mit aller Macht ab. Denn diese Errungenschaften greifen das Idealbild der
Familie an, auf das sie stark angewiesen, sind damit ihre protektionistische
Vorstellung der Nation Wirklichkeit wird.

Warum sind sie erfolgreich?
Um erfolgreich gegen rechts zu kämpfen, müssen wir
verstehen, warum diese überhaupt so stark geworden sind. Ein zentraler
Grund
dabei ist die Führungskrise der Arbeiter_Innenklasse. Nach der Finanzkrise
stieg nicht nur die Konkurrenz unter den Kapitalist_Innen. Große Teile der
Krisenkosten wurden auf die Arbeiter_Innenklasse abgewälzt in Form von
Sparmaßnahmen,
Entlassungen und dem Ausbau des Niedriglohnsektors.  Das sorgte dafür,
dass
große Teile der Klasse in Armut abrutschten. Dabei konnten weder
Sozialdemokratie  noch  Gewerkschaften  die  Lage  verbessern.  Vielmehr
verwalteten
sie diese Politik im Interesse des Kapitals mit. Die desillusionierten Teile
der Arbeiter_Innenklasse wenden sich daraufhin den Versprechungen der
Populist_Innen zu.

Was tun?
Gegen Rechtspopulist_Innen und Reaktionär_Innen bedarf es
einer antirassistischen Arbeiter_Inneneinheitsfront, nicht nur gemeinsamen
Kampfs mit den Bürgerlichen gegen rechtliche Einschränkungen. So nennen
wir



einen Zusammenschluss zwischen Organisationen der Arbeiter_Innenklasse
für
Klassenziele, die z. B. die liberalen Elemente nicht teilen, und mit
Kampfmitteln wie Streiks, über die andere Klassen nicht verfügen. Im Zuge
dessen bedarf es zentraler Aktionstage, bei denen alle Beteiligten
mobilisieren. Dabei ist es wichtig, nicht nur formal zu einer Demo aufzurufen,
sondern  klar  zu  fordern,  dass  die  Basis  der  Organisationen  in  die
Mobilisierung
einbezogen  wird.  Das  bedeutet ,  dafür  einzutreten,  dass  es
Vollversammlungen  und
Aktionskomitees  an Schulen, Unis und in
Betrieben gibt, die sich im Rahmen der Mobilisierungen mit der aktuellen
Politik auseinandersetzen und sich fragen: Wie kann hier konkret eine
fortschrittliche Politik aussehen? Das sorgt dafür,  dass an den Orten,  an
denen
wir  uns  tagtäglich  bewegen  müssen,  eine  bewusste  politische
Auseinandersetzung
anfängt und zeitgleich mehr Leute erreicht werden als jene, die sich eh schon
für Antirassismus und Antifaschismus interessieren. Zentral ist es, Kämpfe
miteinander  zu  verbinden  und  nicht  nur  aktuelle  Angriffe  abzuwehren,
sondern
auch für konkrete Verbesserungen, um aus der Defensive herauszukommen.
Um die
Situation  von  Geflüchteten  unmittelbar  zu  verbessern,  müssen
Revolutionär_Innen
für offene Grenzen und Staatsbürger_Innenrechte für alle eintreten. Darüber
hinaus müssen wir  die  Integration in  die  Gewerkschaften verlangen,  um
gemeinsam
der  Spaltung  entgegenzutreten,  besser  gemeinsame  Kämpfe  führen  zu
können  wie
beispielsweise für einen höheren gesetzlichen Mindestlohn, aber auch das
Selbstbestimmungsrecht
über den eigenen Körper.

Wenn wir erfolgreich dem Rechtsruck entgegentreten wollen,



müssen wir aktiv gegen rassistische, sexistische Spaltung und für
Verbesserungen  der  Klasse  kämpfen.  Nur  so  können  wir  die
Reaktionär_Innen
aufhalten!

Woher kommt Sexismus?
Svea Hualidu, Revolution Deutschland, Fight, Revolutionäre Frauenzeitung
Nr. 8, März 2020

Sexismus
zieht sich durch alle Bereiche unseres Lebens. Ob nun in der Schule, bei der
Arbeit  oder  auf  dem  täglichen  Heimweg.  Beispielsweise  werden
Geschlechtern
immer  wieder  bestimmte  Eigenschaften  zugeschrieben.  Mädchen  sollen
immer  schön
zurückhaltend, fürsorglich und freundlich sein. Jungs sollen hingegen immer
noch  nicht  über  ihre  Gefühle  reden  und  die  „starken  Beschützer“  sein.
Dadurch,
dass uns diese Werte durch Medien, Familie und unser Umfeld von Geburt an
vermittelt werden, stellen wir diese oft nicht in Frage.

Sobald
wir in die Schule kommen, werden diese Rollenverteilungen noch durch
nebensächliche  Behandlung  von  der  Rolle  der  Frau  in  der  Geschichte
verhärtet.
Frauen aus der Wissenschaft finden sich hier kaum bis gar nicht wieder.
Mädchen
sollen gut in Kunst sein und werden für ihre Handschrift gelobt. Wenn sie
sich
in einen naturwissenschaftlichen Kurs einschreiben, müssen sie sich dafür

https://onesolutionrevolution.de/woher-kommt-sexismus/


dumme
Sprüche anhören. In der Ausbildung oder an der Uni gehen die dummen
Sprüche in
der Pause über Frauen, die sich sowieso nur schminken und von technischen
Sachen  keine  Ahnung  haben,  weiter.  Das  sind  alles  nur  Beispiele  für  
Alltagssexismus. Dieser macht aber nur einen
Teil der Frauenunterdrückung aus. Denn gleichzeitig findet in unserer
Gesellschaft eine strukturelle Unterdrückung der Frau statt. So bekommen 
Frauen 2020 immer noch 21 % weniger Lohn
als Männer insgesamt, 8 % mit der gleichen oder vergleichbaren
Arbeitsstelle. Dies führt dazu, dass sie nach der Schwangerschaft oder einem
Krankheitsfall in der Familie häufiger in Teilzeitarbeit gedrängt werden.

So
entstehen mehrere Nachteile: Frauen sind viel häufiger von (Alters-)Armut
betroffen,  von  ihrem  Partner  finanziell  abhängig  und  müssen  mehr  im
Haushalt
a rbe i t en .  Daneben  g ib t  e s  noch  gese t z l i che  Hürden  w ie
Einschränkungen/Verbot
der  Abtreibung,  während  gleichzeitig  sexuelle  Straftaten  kaum geahndet
werden.
Klar ist also: Sexismus ist kein Hirngespinst und hat eine materielle Basis in
der Gesellschaft, die stetig reproduziert wird.

Feminismus
Vielen
Leuten  ist  Feminismus  mittlerweile  ein  Begriff.  Dabei  gibt  es
unterschiedliche
inhaltliche Strömungen, die jeweils andere Ansätze entwickelt haben, wie
man
gegen Frauenunterdrückung  kämpfen
sollte.  Der  Queerfeminismus  wirft  beispielsweise  die  Frage  auf:  „Wie
definiert
man  Geschlechter?“  und  sieht  das  Hauptproblem  in  der  Konstruktion



sämtlicher
Geschlechternormen  an  sich.  Der  Radikalfeminismus  hingegen  sieht  die
Ursache in
der männlichen Natur, sucht die Lösung in der autonomen Organisierung von
Frauen. Intersektionalität fragt „Sind manche Frauen durch die Kombination
mehrerer  Unterdrückungsmechanismen  mehrfach  unterdrückt?“,  zeigt
allerdings
keinen  Lösungsansatz  auf  und  setzt  alle  Unterdrückungen  gleich.  Der
bürgerliche
Feminismus hat viele Spielarten, konzentriert sich in erster Linie auf die
rechtliche Gleichstellung aller Frauen. Dabei kann es auch dazu kommen,
dass
die bürgerlichen Feminist_Innen rückschrittliche Positionen annehmen,
beispielweise Alice Schwarzer, die sich in ihrem Magazin EMMA ganz offen
gegen
Sexarbeit  und  das  Tragen  eines  Kopftuchs  ausspricht.  Diese  Positionen
lehnen
wir offen ab.

Alle
diese Spielarten haben mehrere Probleme. Zum einen gibt es selten eine
wirkliche  Erklärung,  woher  Frauenunterdrückung eigentlich  kommt.  Zum
anderen
betrachten  sie  meist  alle  Frauen  als  „Einheit“  und  schreiben  ihnen  ein
gleiches
Interesse zu. Das ist problematisch. Zwar ist es positiv, dass
Feminismusmagazine oder Self-Love-Instagramprofile sich mit den eigenen
Gefühlen von erlebter Unterdrückung auseinandersetzen, doch Worte formen
leider
nicht die Realität. Diese wird von der ökonomischen Basis der Gesellschaft
geprägt. Da es unterschiedliche Klassen gibt, gibt es auch unterschiedliche
Interessen. So sind Frauenquoten in Chefetagen nur für einen kleinen Teil
der
Frauen relevant und eben dieser hat auch ein Problem mit Forderungen, die
eine



reale  Verbesserung  für  alle  darstellen  würden  wie  bspw.  kostenlose
Abtreibungen
und Verhütungsmittel oder gleicher, höherer Lohn. Aber woher kommt denn
nun
Frauenunterdrückung?

Entstehung  der  Familie  und  des
Privateigentums
Am
Anfang der menschlichen Geschichte gab es eine klassenlose Urgesellschaft.
Hier
waren  alle  Geschlechter  gleichgestellt.  Anthropologische  Forschungen
belegen,
dass  sich  erwachsene  Frauen  wegen  Schwangerschaft  und  langer
Abhängigkeit  der
Kinder  von  der  Mutter  nicht  an  den  langen  Hetzjagden  auf  Großwild
beteiligen
konnten. Diese war Domäne der erwachsenen, bewaffneten Männer. In dem
Sinne
können wir von einer geschlechtlichen Arbeitsteilung sprechen, die genau
wie
die noch ursprünglichere (Gebären, Stillen; Zeugen) biologische Ursachen
hatte.
Frauen sammelten Früchte, Samen und andere Pflanzenteile und erbeuteten
kleine
Tiere. Diese Arbeitsteilung der Jäger- und Sammlergesellschaften hatte so
gut
wie nichts mit anderen physischen Unterschieden (Körperkraft, Ausdauer) zu
tun.
Frauen trugen geschätzt 60 % zum Nahrungserwerb der Horden bei.

Mit
der Sesshaftwerdung, also ab der Jungsteinzeit, entwickelte sich dann Stück
für



Stück ein Überschuss. Dies geschah insbesondere durch die Viehzucht und
die
Durchsetzung des Ackerbaus (insbesondere in Verbindung mit Zugtieren zum
Pflügen).  Eben jene Entwicklung ist  hierbei  hervorzuheben. Sie legte die
Basis
für die Umgestaltung der Verhältnisse in Produktion (Ausbeutung,
Klassengesellschaft,  Staat)  und Reproduktion.  Durch den erwirtschafteten
systematischen,
dauerhaften Überschuss konnte erstmals ein Teil der Gesellschaft aus der
Produktion ausscheiden, sei es nur im Alter oder zeitlebens bei ehemaligen
Oberhäuptern (Häuptlingen). In diesem Zuge bildete sich auch die Familie
heraus. Diese unterschied sich von der heutigen dadurch, dass neben dem
Oberhaupt auch Haussklav_Innen oder Gesinde (nicht verheiratete Mägde
und
Knechte) dazugehörten.

Auch
wenn die Übergangsperiode zur Klassengesellschaft mehrere Tausend Jahre
dauerte,  so  erwuchs  sie  aus  dieser  Formation  und  legte  ebenfalls  den
Grundstein
für die Entstehung des Staates. Ein wichtiges Element hierbei nimmt der
Übergang
zur Monogamie ein. Damit das Eigentum in an die eigenen Nachkommen
vererbt
werden konnte, wurde diese essenziell. Diese war in erster Linie verbindlich
für  Frauen,  da  durch  die  Monogamie  die  leibliche  Vaterschaft  der
besitzenden
Männer gesichert werden sollte. Herauszustellen ist, dass
die Unterdrückung der Frau ab Entstehung der ersten Klassengesellschaften
unumkehrbar geworden ist und ihre Beseitigung darum die Errichtung einer
klassenlosen Gesellschaft erfordert.

Übergang



in den Kapitalismus
Mit
Beginn  des  Kapitalismus  und  der  Entstehung  des  Proletariats  hörte  der
Haushalt
auf, die grundlegende Produktionseinheit zu sein. Statt in der Familie selber
zu produzieren, musste es nach seiner Vertreibung von Grund und Boden,
nach
Verlust seiner Produktionsmittel die eigene Arbeitskraft bei KapitalistInnen
verkaufen.  Im  Zuge  des  wachsenden  Fortschritts,  der  Einführung  von
Maschinen  im
Zuge der industriellen Revolution wurde es notwendig und möglich, mehr
Arbeitskräfte als nur Männer (Lohnarbeit von Frauen und Kindern) in die
Fabrikproduktion  einzubeziehen.  Zuvor,  im  Verlagssystem (Zwischenglied
zwischen
Handwerk  und  Industrie),  waren  die  Produzent_Innen  schon  keine
Handwerker_Innen
mehr,  weil  sie  allein  von  Aufträgen  der  Kaufleute  vollständig  abhängig
waren,
aber noch keine Proletarier_Innen, weil sie formal noch über ihre
Produktionsmittel und Werkstatt verfügten. Mit dem Ruin des Handwerks
wurden
sie zu Lohnabhängigen in industrieller Kooperation und Manufaktur. Die
Fabrikarbeit stellt für die Emanzipation der Frauen insofern einen Fortschritt
dar,  als  sie  durch  Mechanisierung  etliche  Schranken  der  nach  Gewerk
getrennten
Arbeitsteilung  zwischen  Männern,  Frauen  und  Kindern  einreißt  und
Aufhebung  der
geschlechtlichen Arbeitsteilung vom technischen Prinzip, vom Stand der
Produktivkräfte her überhaupt ermöglicht. Muskelkraft spielt nur noch eine
untergeordnete Rolle.

Doch die kapitalistischen Produktionsverhältnisse verwandeln das
fortschrittliche Potenzial des Fabriksystems in eine Hölle für die
Arbeiter_Innenklasse,  für  die  Frauen  zudem  noch  in  ein  Fegefeuer.  Da



erstens
nämlich der Lohn von Arbeiter_Innen nur das enthält, was zur Reproduktion
der
eigenen Familie notwendig ist und er im Fabriksystem auf die gesamte
Arbeiter_Innenfamilie verteilt wurde, sank der des Ehemannes, der zuvor die
Bestandteile für Gattin und nachwachsende zukünftige Arbeitskräfte enthielt.
Dies sparte den Kapitalist_Innen Geld und verschärfte auch die Konkurrenz
innerhalb der Klasse. Diese Abwertung des männlichen Arbeitslohns liegt
dem
reaktionären proletarischen Antifeminismus zugrunde. Zum zweitens wurde
die Arbeiter_Innenfamilie nun
als  Ort,  an  dem die  Arbeitskraft  wieder  hergestellt  werden  musste,  zur
zweiten,
aber unbezahlten Schicht für die Lohnarbeiterin.

Für die Arbeiter_Innenklasse  hat sie
also einen doppelten Charakter. Zum einen ist die Familie der einzige
„Ruheort“,  zum  anderen  jedoch  für  die  Frau  eine  Doppelbelastung.  Sie
musste
arbeiten und sich gleichzeitig um den Haushalt kümmern. So sparen die
Kapitalist_Innen zusätzlich viel Geld dadurch, dass sie die Reproduktion ins
Private auslagern. An Stellen, wo dies nicht (mehr) möglich ist wie
beispielsweise der grundlegenden Ausbildung, greift dann der bürgerliche
Staat ein, um das
Interesse der gesamten Kapitalist_Innenklasse zu vertreten (allgemeine
Schulpflicht, Verbot der Kinderarbeit).

Auf der anderen Seite blieb Familie funktional für das Bürger_Innentum, um
die  Vererbung  innerhalb  der  herrschenden  Klasse  zu  legitimieren.  Das
klassische
Bild  der  Arbeiter_innenhausfrau,  was  vor  allem  in  westlichen,
imperialistischen
Ländern präsent war, ist dabei etwas, das erst im späteren Verlauf der
Geschichte entstand. Für die Bürgerlichen und ebenso die besser gestellten
Kleinbürger_Innen  war  dieses  zweifelhafte  Ideal  hingegen  schon  immer



möglich.
Als sich dann vor allem in imperialistischen Ländern eine Schicht von
Arbeiter_Innen (Arbeiter_Innenaristokratie) durch erfolgreiche Streiks sowie
Extraprofite herausbildete, die besser verdient, wurde von ihr diesem Bild
der
bürgerlichen Familie als Privileg nachgeeifert. Allerdings ist dies, wie wir
wissen, auch heute nur für einen kleinen Teil möglich.

All das beweist, dass Sexismus eine Klassenfrage ist und somit auch der
Kampf um die Frauenbefreiung einer um die Herrschaft einer Klasse über die
andere ist. Der Kapitalismus hat sich als unfähig und unwillig erwiesen, die
im
Haushalt verrichtete Arbeit systematisch zu vergesellschaften. Er ist daher
unfähig, die Unterdrückung der Frauen zu beenden.

Doch
wie dagegen ankämpfen?
Für
die Praxis heißt das anzuerkennen, dass zwar auch die Männer der
Arbeiter_Innenklasse  in  einem  gewissen  Maß  von  Frauentundrückung
profitieren,
allerdings keinen historischen Nutzen daraus ziehen. Vielmehr werden sie
dadurch  an  der  Verwirklichung  ihrer  grundlegenden  Klasseninteressen
gehindert.  Nur
ein  gemeinsamer  Kampf  aller  Proletarier_Innen  gegen  die  herrschende
Klasse kann
ein erfolgreicher sein. Als
Revolutionär_Innen müssen wir uns entschieden gegen jegliche Form der
Frauenunterdrückung  stellen.  Um  diese  jedoch  effektiv  zu  beseitigen,
müssen  wir
sie an der Wurzel packen – dem Kapitalismus. Gleichzeitig muss klar
herausgestellt  werden: Wir müssen den Kampf für eine bessere Welt mit
Reformen
und konkreten Verbesserungen im Hier und Jetzt verbinden!



Beispielsweise durch einen gemeinsamen höheren
Mindestlohn  oder  das  Selbstbestimmungsrecht  über  den  eigenen  Körper
kann man
die existierende Spaltung innerhalb der Arbeiter_Innenklasse anfangen zu
beseitigen. Ebenso müssen diese Kämpfe an allen Orten unseres täglichen
Lebens
und somit auch an denen, wo Politik stattfindet, geführt werden. Durch
Diskussionen  am Arbeitsplatz,  gewerkschaftliche  Organisierung  auch  mit
dem
Ziel, den Kampf gegen Frauenunterdrückung dort mit einzubringen,
a n t i s e x i s t i s c h e  V e r a n s t a l t u n g e n  a n  S c h u l e n  u n d  e i n e
Schüler_Innengewerkschaft.
Komplett aufgelöst werden kann sie nur in einer klassenlosen Gesellschaft, in
der die Reproduktionsarbeit nicht mehr nur auf die Familie und somit die
Frauen
ausgelagert wird. Ziel muss es sein, die tägliche Hausarbeit
gesamtgesellschaftlich zu organisieren. Durch beispielsweise Großküchen,
Waschräume  sowie  Kinder-  und  Angehörigenbetreuung,  die  kollektiv
organisiert
wird.

Für den Kampf im Hier und Jetzt muss uns dabei klar sein, dass in der
heutigen Gesellschaft, in der wir alle nicht frei von unterdrückender
Sozialisierung leben, es auch in linken Organisationen Mechanismen bedarf,
die
dem  entgegenwirken.  So  brauchen  wir  jetzt  schon  kollektive
Kinderbetreuung,
aktiven Umgang mit sexuellen Grenzüberschreitungen, Bewusstsein, Frauen
und
sexuell Unterdrückte von technischen Aufgaben zu befreien sowie sie zu
ermutigen,  aktiv  nach  außen zu  treten.  Auch Caucuses,  also  gesonderte
Treffen
von sozial Unterdrückten, bei der sie sich über Erlebtes austauschen können,
sind ein notwendiges Mittel. Ebenso müssen Männer regelmäßig ihre
Sozialisierung und unterdrückendes Verhalten reflektieren.



Q u e l l e n :  H a u s a r b e i t
https://www.beziehungen-familienleben.de/ergebnisse/wie-teilen-sich-maenne
r-und-frauen-die-arbeit-im-haushalt/

Femizide  –  Frauenmorde
international,  Widerstand
international
Jonathan  Frühling,  Revolution  Deutschland,  Fight,  Revolutionäre
Frauenzeitung  Nr.  8,  März  2020

Femizide
Der Begriff des Femizids (engl. femicide) wird
seit  Beginn des 19.  Jahrhunderts  benutzt  in  Abgrenzung zum englischen
Begriff
„homicide“ (Mord, Totschlag). Die feministische Soziologin Diana Russell
definiert den Femizid als einen Mord an einer weiblichen Person durch einen
Mann aufgrund der Tatsache, dass sie weiblich ist. Diese Definition schließt
d ie  Tötung  von  Kindern  mit  e in .  Außerdem  wird  damit  d ie
geschlechterspezifische
Motivation der Morde verdeutlicht, die Frauen durch Männer widerfährt. Der
Femizid stellt noch vor der Vergewaltigung die höchste Manifestation der
Unterdrückung der Frau dar.

2017 wurden laut UNO 87.000 Frauen Opfer von Mord,
50.000  wurden  dabei  durch  eigene  Familienmitglieder  oder  den  Partner
getötet,
wobei 38 % dieser Morde auf den eigenen (Ex-)Partner entfallen.

https://www.beziehungen-familienleben.de/ergebnisse/wie-teilen-sich-maenner-und-frauen-die-arbeit-im-haushalt/
https://www.beziehungen-familienleben.de/ergebnisse/wie-teilen-sich-maenner-und-frauen-die-arbeit-im-haushalt/
https://onesolutionrevolution.de/femizide-frauenmorde-international-widerstand-international/
https://onesolutionrevolution.de/femizide-frauenmorde-international-widerstand-international/
https://onesolutionrevolution.de/femizide-frauenmorde-international-widerstand-international/


Die meisten Femizide werden nicht bestraft, was an
dem  limitierten  Zugang  von  Frauen  zu  Gerichtsbarkeit  und  der
benachteiligten
Stellung in polizeilicher Ermittlungsarbeit liegt. Allgemein ist die
statistische Lage zu Femiziden allerdings sehr schlecht, da in Mordstatistiken
meist  nicht  einmal  das  Geschlecht,  geschweige  denn  der  Tötungsgrund
erfasst
werden.

Gründe für Femizide
Der allgemeinste, auch in der bürgerlichen
Gesellschaft anerkannte Grund für Femizide ist der Wille der Männer das
Leben,
den Körper und die Sexualität der Frauen zu kontrollieren. Versuchen sich
Frauen, dem zu widersetzen, nehmen die Männer auch die Tötung der Frau
in Kauf,
um ihre Vormachtstellung zu erzwingen.

Die Morde an homosexuellen Frauen werden ebenfalls
als  Femizide  bezeichnet.  Eine  weitere  Form  der  Femizide  sind  die
sogenannten
Ehrenmorde. Dabei werden Frauen ermordet, weil sie z. B. vor der Ehe Sex
hatten oder vergewaltigt wurden und somit aus der Sicht der Sexisten die
„Ehre“
der Familie verletzt haben.

Femizide passieren aber auch, weil Frauen der
Hexerei bezichtigt werden, was besonders im Südpazifikraum ein Problem
darstellt. Vor allem in Südasien werden Frauen wiederum in Zusammenhang
mit
einer als zu gering angesehenen Mitgift getötet. Obwohl Mitgiften eigentlich
allgemein z. B. in Indien verboten sind, ist es in vielen Ländern immer
noch  üblich,  dass  die  Frau,  um  eine  Ehe  schließen  zu  können,  teure
Geschenke an
die Familie des Mannes machen muss.  Allein in Indien wurden zwischen



2007 und
2009 8.200 Mitgiftmorde registriert.

Zudem sterben Frauen an erzwungener Abtreibung,
erzwungener Mutterschaft, Genitalverstümmelung oder Sexsklaverei. Diese
Tötungen  müssen  laut  Diana  Russell  ebenfalls  als  Femizide  bezeichnet
werden.

Ein dem Femizid ähnliches Phänomen ist die
gezielte Abtreibung von Mädchen, welche vor allem in Südchina und Indien
Anwendung findet. Es wird dabei weiblichen Menschen grundsätzlich das
Recht auf
Leben verwehrt.  Da die pränatale Geschlechtsbestimmung für viele arme
Familien
nicht  zugänglich  ist,  werden  viele  weibliche  Säuglinge  direkt  nach  der
Geburt
ermordet.  In diesem Fall  kann ganz klar  von einem Femizid gesprochen
werden.

Situation in
Lateinamerika
Unter den 25 Ländern mit der höchsten Femizidrate
befinden sich 14 lateinamerikanische.  Jeden Tag werden dort  12 Frauen
Opfer von
Femiziden.  Besonders  schlimm ist  die  Lage  in  Mittelamerika.  Die  Folge
davon war
nach  öffentlichem  Druck  die  Einführung  der  rechtlichen  Kategorie  des
Mordes mit
geschlechterspezifischen Gründen.

Sieben Länder mit der höchsten Femizidrate
befinden sich in Europa, drei in Asien und nur eins in Afrika. Das beweist,
dass  Frauenmorde  auch  in  der  sogenannten  westlichen  Welt  ein
weitverbreitetes
Problem darstellen. In Europa wird jedes Jahr jede 250.000 Frau Opfer eines



Femizids.

Situation in Deutschland
und Österreich
Deutschland hat die Definition von Femiziden der
WHO nicht übernommen und kennt den Femizid als Straftatbestand nicht. In
Deutschland gab es von 2012–2017 laut polizeilicher Kriminalstatistik (PKS)
849
Morde von Frauen in (Ex-)Partnerschaften und 1212 versuchte Tötungen. Die
Statistiken über Gewalt gegen Frauen sind allerdings unzureichend. Ob es
sich
dabei wirklich um Femizide handelt, ist z. B. unbekannt, da die Tatmotive
nicht erfasst werden. Deutschland hat bisher auch die Istanbul-Konvention
(Übereinkommen des Europarats zur Verhütung und Bekämpfung von Gewalt
gegen Frauen und häuslicher Gewalt),
die Staaten europaweit zum Kampf gegen Gewalt gegen Frauen verpflichtet,
nicht
unterzeichnet, sondern 2017 lediglich ratifiziert. Diese Konvention forderte
unter anderem, eine Kommission einzurichten, die Daten zur Gewalt gegen
Frauen
zu erfassen, zu bewerten und zu verbreiten.

Österreich hat europaweit die höchste Rate von
Femiziden  (41  in  2018).  Ein  Grund  dafür  könnte  in  der  massiven
Bagatellisierung
der  Gewalt  gegen  Frauen  durch  die  Justiz  liegen.  Einschüchterung,
Misshandlung,
Bedrohung und sexuelle Gewalt gehen dem Femizid meistens voraus. Die
Täter
planen zumeist ihre Tat und sprechen Morddrohungen aus. Wird dies nicht
ernst
und werden die potentiellen Täter nicht in Untersuchungshaft genommen,
sondern
z. B. nach einer Trennung auf freien Fuß gesetzt, besteht für Frauen eine



enorme Gefahr. Wie schlimm die Lage ist, zeigt sich auch daran, dass nur
10 % der gewalttätigen Männer nach der Anzeige durch eine Frau verurteilt
werden.

Die Bewegung „Ni Una
Menos“
Als Reaktion auf einen Femizid in Argentinien
wurde 2015 das Kollektiv „Ni Una Menos“ (Nicht eine weniger), bestehend
aus
Journalistinnen, Künstlerinnen und Aktivist_Innen, gegründet. Unter dieser
Parole sind am 3. Juni 2015 Hunderttausende gegen Femizide auf die Straße
gegangen.  Die  Bewegung  wurde  in  der  Folgezeit  in  einer  Vielzahl  von
Ländern
adoptiert, vor allem in Lateinamerika (z. B. Chile, Peru, Mexiko), aber
auch in Spanien oder Italien. Wie mächtig diese Bewegung ist, zeigt z. B.,
dass die „Ni Una Menos“-Demonstration in Peru am 13. August 2016 die
größte in
der Geschichte dieses Landes war. Am 19. Oktober 2016 gab es den ersten
massenhaften  Frauenstreik,  der  8  Länder  Lateinamerikas  umfasste.  Die
Bewegung
sprengt schaffte es also, nationale Grenzen zu sprengen.

Am 20. Dezember 2019 beteiligten sich in 200
Städten über die ganze Welt verteilt vor allem Frauen an Flashmobs und

Demonstrationen gegen Frauenmorde und sogenannte „Rapeculture“.1

Besonders  brisant  ist  dabei,  dass  die  Proteste  maßgeblich  von  Chile
ausgehen,
wo die  Frauenkampfbewegung im Rahmen mächtiger  Proteste gegen die
neoliberale
Regierung stattfindet. Es kann dort eindrucksvoll beobachtet werden, wie
sich
verschiedene Bewegungen z. B. gegen Sexismus, Umweltzerstörung und
Neoliberalismus zu einer Bewegung für eine bessere Gesellschaft vereinen.



Perspektive im Kampf
gegen Femizide
Wie die mächtigen Frauenkampfbewegungen in Spanien
und Lateinamerika gezeigt haben, ist es möglich, Fortschritte zu erkämpfen.
So
hat z. B. Spanien 2010 damit begonnen, Statistiken zu Femiziden zu führen,
was  das  Bewusstsein  für  das  Problem  gesteigert  hat .  In  16
lateinamerikanischen
Ländern wurde der Femizid als Straftatbestand oder als strafverschärfendes
Merkmal aufgenommen, was auch zu einer Erfassung der Aburteilungsquote
führte.

Prävention und direkte Hilfe müssen natürlich
massiv ausgebaut werden. Eine feministische Bewegung muss gegen den
eklatanten
Mangel an Frauenhausplätzen ankämpfen. In Deutschland müssten laut der
Istanbuler-Konvention  21.400  Betten  in  Frauenhäusern  verfügbar  sein.
Momentan
gibt  es  nur  6.800,  weswegen  Frauen  oft  wieder  zu  ihren  gewalttätigen
Partnern
geschickt werden. Auch eine ordentliche gesundheitliche und psychische
Betreuung, Vermittlung in Jobs, ein höheres Arbeitslosengeld oder die
konsequentere  Eintreibung  von  Unterhaltszahlungen  sind  wichtige
Forderungen.
Sie  können  Frauen  helfen  und  motivieren  sich  von  einem gewalttätigen
Partner zu
trennen.

Dies kann natürlich im Kampf gegen Femizide nur
der  Anfang  sein.  Letztlich  müssen  vor  allem die  Macho-Kultur  und  das
Patriarchat
angegriffen  werden,  um  der  Unterdrückung  der  Frauen  als  Ganzes  zu
begegnen. Die
„Ni Una Menos“-Bewegung in Lateinamerika oder der heroische Kampf der



argentinischen Frauen für bessere Abtreibungsrechte können als glänzende
Beispiele  dienen.  Diese  Bewegungen  müssen  verstetigt  und  ausgeweitet
werden,
wenn sie dauerhaft eine Wirkung haben wollen. Entscheidend ist aber auch,
dass
sie sich mit den Bewegungen der landlosen Bauern und Bäuerinnen oder der
Arbeiter_Innenklasse  verbinden.  Was  wir  brauchen,  ist  eine  vereinte
Bewegung
gegen den Kapitalismus. Die bürgerliche Gesellschaft basiert nämlich auf der
Familie und diese wiederum auf der Ausbeutung und Unterdrückung der
Frau. Nur
wenn der bürgerlichen Familie ihre kapitalistische Grundlage entzogen wird,
kann
eine Bewegung gegen Femizide erfolgreich sein.

Für Marxist_Innen stellen Femizide nur die Spitze
des Eisbergs der Frauenunterdrückung dar. Der „Wille“ der Frauenmörder
und
–vergewaltiger  basiert  also  auf  den Jahrtausende alten  gesellschaftlichen
Mechanismen,
die wir an anderer Stelle in dieser Zeitung charakterisiert haben. Nur der
Umsturz  der  Klassengesellschaft  und  die  Errichtung  einer  klassenlosen
können
den Rahmen für das Ausrotten dieser Umtriebe bilden.

Ein Programm dafür kann sich nicht auf bürgerliche
Polizei, Justiz und Staat verlassen. Die Familie muss in einer höheren Form
des
sozialen  reproduktiven  Zusammenlebens  aufgehoben  werden.  Deshalb
fordern  wir
die Sozialisierung der Reproduktionssphäre, beginnend mit der unbezahlten
Haus-
und Sorgearbeit. Dafür brauchen wir eine neue revolutionäre 5.
ArbeiterInneninternationale und eine kommunistische als Bestandteil einer
allgemeinen  proletarischen  Frauenbewegung.  Die  Bewegung  in



Lateinamerika  wirft
diese Frage auf, stellt ein ideales Terrain dar, auf dem dieses Programm
fruchtbar werden kann. Eine reine Vernetzung, ein Zusammentreffen mit
anderen
sozialen  Bewegungen  löst  sie  aber  nicht  von  allein,  solange  die
Unterdrückten
noch von einem nichtkommunistischen Bewusstsein geprägt bleiben.

In der Logik der Sozialisierung der Hausarbeit
liegen Forderungen wie  nach Unterhaltszahlungen durch den Staat  statt
durch die
Expartner, die oft genug eine andere Familie unterhalten müssen, was für
Lohnabhängige unmöglich macht, auch noch ihre ehemalige finanziell zu
versorgen. Diese müssen mit einer Progressivsteuer auf Besitz, Vermögen
und
Erbschaften  verknüpft  werden,  die  die  Reichen  zur  Kasse  für  die
Finanzierung
dieser  gesellschaftlichen  statt  familiär-privaten  Aufgabe  –  wie  im
Kapitalismus
– bittet. Das Gleiche trifft auf Frauenhäuser zu. Diese sollten zudem unter
Kontrolle der Nutzerinnen und der Arbeiter_Innenbewegung gestellt werden.
Zum
Schutz gegen gewalttätige Übergriffe muss letztere sich für staatlich
finanzierte Selbstverteidigungskurse für Frauen einsetzen.

In diese Übergangslogik, die die Hand auf den
Reichtum der Herrschenden legt und die Klasse zur Kontrolle des sozialen
Geschehens  und  zur  Selbstverteidigung  auffordert,  können  solche
Teilforderungen
eingereiht  zum  Sprungbrett  für  den  Kampf  um  Sozialismus  und
Arbeiter_Innenmacht
geraten und kann damit der Anfang vom Ende des männlichen Chauvinismus
eingeleitet werden.

1 Mit dem Begriffe „Rapeculture“ wird kritisch
darauf hingewiesen, dass Vergewaltigungen faktisch überall auf der Welt



grausame Normalität sind (und fast immer straffrei bleiben).

https://dip21.bundestag.de/dip21/btd/19/040/1904059.pdf

http://dip21.bundestag.de/dip21/btd/19/100/1910062.pdf

http://www.oas.org/es/mesecvi/docs/DeclaracionFemicidio-EN.pdf

https://www.ohchr.org/Documents/Issues/Women/WRGS/OnePagers/Gender_
motivated_killings.pdf

https://www.tagesschau.de/inland/frauenhaeuser-103.html

https://www.aljazeera.com/news/2019/12/chile-rapist-path-chant-hits-200-citi
es-map-191220200017666.html

Buchbesprechung:  Feminismus
für die 99 %
Urte March, Red Flag Großbritannien, Fight, Revolutionäre Frauenzeitung
Nr. 8, März 2020

Feminismus  für  die  99  %:  Ein  Manifest  von  Cinzia  Arruzza,  Tithi
Bhattacharya, Nancy Fraser (Verso Books; Deutsch: Matthes & Seitz, Berlin
2019)

Frauenbewegungen auf der ganzen Welt sind auf dem Vormarsch.
Seit 2017 haben Frauenstreiks Millionen auf die Straße gebracht, um eine
gleichberechtigte Gesellschaft zu fordern und die geschlechtsspezifischen
Auswirkungen des Neoliberalismus und der Austerität aufzuzeigen.

Während konservative und populistische Regime von Indien bis
zu  den  Vereinigten  Staaten  hart  erkämpfte  soziale  und  reproduktive

https://dip21.bundestag.de/dip21/btd/19/040/1904059.pdf
http://dip21.bundestag.de/dip21/btd/19/100/1910062.pdf
http://www.oas.org/es/mesecvi/docs/DeclaracionFemicidio-EN.pdf
https://www.ohchr.org/Documents/Issues/Women/WRGS/OnePagers/Gender_motivated_killings.pdf
https://www.ohchr.org/Documents/Issues/Women/WRGS/OnePagers/Gender_motivated_killings.pdf
https://www.tagesschau.de/inland/frauenhaeuser-103.html
https://www.aljazeera.com/news/2019/12/chile-rapist-path-chant-hits-200-cities-map-191220200017666.html
https://www.aljazeera.com/news/2019/12/chile-rapist-path-chant-hits-200-cities-map-191220200017666.html
https://onesolutionrevolution.de/buchbesprechung-feminismus-fuer-die-99/
https://onesolutionrevolution.de/buchbesprechung-feminismus-fuer-die-99/
https://www.redflagonline.org/


Freiheiten
als  Teil  eines  globalen  Wandels  hin  zu  konservativem  Nationalismus
attackieren,
greifen  feministische  Bewegungen  zunehmend  nach  systemischen
Erklärungen  für
die Unterdrückung von Frauen.

Dies ist die historische Konjunktur, für die der „Feminismus
für die 99 % – Ein Manifest“ geschrieben worden ist. Cinzia Arruza, Tithi
Bhattacharya  und  Nancy  Fraser,  drei  in  den  USA  ansässige
Akademikerinnen,  die
in der Frauenstreikbewegung einflussreich und als feministische
Theoretikerinnen sehr etabliert sind, stellen sich die Aufgabe, „eine neue,
antikapitalistische  Vorstellung  von  Geschlechtergerechtigkeit“  zu
„entwickeln  –
eine, die über die aktuelle Krise hinaus – und in eine neue Gesellschaft
führt“. (S. 12)

Antikapitalismus und Internationalismus
„Feminismus für die 99 %“ wurde in über 20 Sprachen
veröffentlicht und international weit verbreitet, so dass es sich lohnt, die
Bedeutung der Popularität der Broschüre zu bewerten, bevor man die im
Manifest
dargelegten Perspektiven hinterfragt.

Die Autorinnen beginnen damit, dass sie den liberalen oder „korporativen“
Feminismus  –  beschrieben  als  den  Wunsch  nach  einem  besseren
Gleichgewicht  der
Geschlechter innerhalb der ausbeuterischen Strukturen der Gesellschaft – als
völlig unzureichend für die Lösung der drängenden sozialen Probleme der
heutigen Welt abtun. Auf den ersten Seiten nennen sie den Kapitalismus,
jenes „System,
das den Chef hervorbringt, nationale Grenzen produziert und die Drohnen
herstellt, die diese Grenzen überwachen“, als den Feind, der besiegt werden
muss, um die Befreiung der Frauen zu erreichen. (S. 10 f.)



Die Autorinnen beschreiben die Unterdrückung der Frauen als
wesentlich für das Funktionieren des Kapitalismus und betonen, dass die
Befreiung der Frauen ein Kampf zwischen widerstreitenden Kräften in der
Gesellschaft ist und nicht das langsame Wachstum der Chancengleichheit.
Die
Broschüre  kehrt  häufig  zu  der  Idee  der  „Transformation  des  zugrunde
liegenden
„Gesellschaftssystems“  zurück,  das  die  Unterdrückung  der  Geschlechter
diktiert.
In der Erkenntnis, dass der Kapitalismus ein globales System ist, bekräftigen
sie  die  zentrale  Bedeutung  der  Frauenstreiks  für  einen  neuen  globalen
Widerstand
und erkennen die  Notwendigkeit  internationalen Handelns  an,  indem sie
erklären,
dass der Feminismus für die 99 Prozent „entschieden internationalistisch
ist“.
(S. 27)

Hier gibt es viel, dem man zustimmen kann. Die rhetorische
Betonung von Antikapitalismus und Internationalismus in der Broschüre, wie
vage
oder  falsch  sie  auch  immer  definiert  sein  mag,  zeigt  ein  wachsendes
Bewusstsein
in der Frauenbewegung für die Beziehung zwischen kapitalistischen sozialen
Verhältnissen  und  Frauenunterdrückung  auf.  Gleichzeitig  enthüllen  die
Mängel  in
der Herangehensweise der Autorinnen den anhaltenden Einfluss der
Identitätspolitik und des postmodernen Akademismus auf die
Frauenstreikbewegung.

Für den Erfolg einer weltweiten antikapitalistischen
Bewegung wird es nicht ausreichen, die destruktiven und unterdrückerischen
Tendenzen des Kapitalismus anzuerkennen – es muss die richtige Strategie
für
seinen Sturz und seine Ersetzung durch ein neues System vorangetrieben



werden.

Soziale Reproduktion
Im Nachwort der Broschüre identifizieren sich die Autorinnen
als soziale Reproduktionstheoretikerinnen, und der Inhalt, den sie dieser
Identifikation geben, definiert ihre Methode und ihre Schlussfolgerungen.
Wie
andere TheoretikerInnen der sozialen Reproduktion argumentieren sie, dass
die
marxistische Tradition fehlerhaft ist, weil ihre Erklärung der Rolle der
gebärenden,  erziehenden  und  anderen  unbezahlten  sozialen  Arbeit  im
Gesamtzyklus
der Produktion unvollständig ist. Die zentrale Aussage ihrer besonderen
Variante der Theorie der sozialen Reproduktion ist, dass „die kapitalistische
Gesellschaft aus zwei untrennbar miteinander verwobenen und doch sich
wechselseitig  ausschließenden Imperativen besteht“  –  der  Notwendigkeit,
Profit
zu schaffen (Produktion), und der Notwendigkeit, dass die Menschen sich
selbst
erhalten müssen (soziale Reproduktion), und dass diese Spaltung auf eine tief
sitzende „Spannung im Herzen der kapitalistischen Gesellschaft“ hinweist.
(S.
87, 91)

Die praktische Bedeutung dieses Ansatzes wird in erster Linie
durch den Kontrast  zum „traditionellen“ marxistischen Denken gefördert,
dem die
Autorinnen vorwerfen, den Kapitalismus als „lediglich ein Wirtschaftssystem“
vorzustellen  und  nicht  anzuerkennen,  dass  der  Kapitalismus  „eine
institutionalisierte
Gese l l scha f t sordnung“  i s t ,  „ zu  der  auch  j ene  sche inbar
,außerwirtschaftlichen‘  Verhältnisse
und Praktiken gehören, von denen die offizielle Ökonomie getragen wird“. (S.
82) Diese Aussage für sich genommen ist einfach eine eigennützige



Vulgarisierung des Marxismus, der in der Tat immer erkannt hat, dass die
Produktionsverhältnisse  den  Überbau  der  Ideologie,  den  Staat  und  eine
Vielzahl
anderer sozialer Institutionen, darunter die Familie, hervorbringen. Ebenso
würde keinE MarxistIn der Aussage widersprechen, dass es „die entlohnte
Arbeit
des Plusmachens [ … ] ohne die (überwiegend) nicht entlohnte Arbeit des
Menschenmachens nicht geben“ könnte. (S. 89 f.)

Die Autorinnen argumentieren ferner, dass MarxistInnen die
Produktionssphäre  fälschlicherweise  als  dominant  über  die
Reproduktionssphäre
betrachten und die „traditionelle ArbeiterInnenbewegung“ dazu bringen, den
wirtschaftlichen Kampf um bessere Löhne gegenüber sozialen Kämpfen zu
privilegieren, auf Kosten der Interessen der Frauen. Hier gibt es eine echte
Meinungsverschiedenheit. Für MarxistInnen, wie Engels erklärt, geht „die
materialistische Anschauung der Geschichte [ … ] von dem Satz aus, daß die
Produktion, und nächst der Produktion der Austausch ihrer Produkte, die

Grundlage aller Gesellschaftsordnung ist“.1

In diesem Sinne ist es die Sphäre der Produktion, die die
Sphäre  der  Reproduktion  beherrscht  und  formt.  MarxistInnen  sehen  die
Gewinnung
von Profit und die Akkumulation von Kapital als treibende Kraft und
bestimmendes  Merkmal  des  kapitalistischen  Systems.  Es  war  die
Entwicklung  der
Klassengesellschaft, die zur Entstehung der Familie als einer für die
herrschende Klasse wesentlichen Institution führte. Der Übergang zum
Kapitalismus konsolidierte die Kernfamilie als die effizienteste Art und Weise
der Verwaltung der sozialen Reproduktion.

Dies bedeutet nicht, dass die Familie nicht ein Ort der
Unterdrückung ist oder soziale und politische Forderungen zweitrangig sind.
Der
revolutionäre Marxismus versucht, den Kampf der ArbeiterInnenklasse nicht



nur
für bessere Arbeitsbedingungen, sondern für die Abschaffung des gesamten
sozialen  Systems,  das  die  ArbeiterInnen  unterdrückt  und  ausbeutet,
anzuführen.
Der politische Kampf über jede Manifestation der aus dem kapitalistischen
System resultierenden Ungerechtigkeiten, einschließlich der sozialen
Unterdrückung  der  Frauen  und  der  Aneignung  ihrer  unbezahlten  Arbeit
durch das
Kapital, ist wesentlich für die Bildung von Klassenbewusstsein und den
Zusammenhalt einer sozialistischen Bewegung.

In der Tat geht es in Lenins Schlüsselwerk „Was tun?“ fast ausschließlich
darum, dieses Argument vorzubringen:

„Daher ist es begreiflich, dass die Sozialdemokraten sich nicht nur nicht
auf den ökonomischen Kampf beschränken können [ … ] Es ist notwendig,
jede konkrete Erscheinung dieser Unterdrückung auszunutzen [ … ] auf
den  verschiedensten  Lebens-  und  Tätigkeitsgebieten,  dem  beruflichen,
dem allgemein-bürgerlichen,  dem persönlichen,  dem der  Familie,  dem

religiösen, dem wissenschaftlichen usw.“2

Wo die Autorinnen „altmodische Verständnisse“ des
Kapitalismus kritisieren, denen gemäß sie sich die ArbeiterInnenklasse
„ausschließlich aus denen zusammensetze, die für Löhne in Fabriken oder
Bergwerken arbeiten“, antworten sie nicht auf die marxistische Tradition,
sondern auf die stalinistischen und reformistischen Entstellungen des
Marxismus.  Die  Tendenz  zum  Ökonomismus  ist  nicht  ein  Merkmal
revolutionärer,
sondern  einer  im  Wesentlichen  bürgerlichen  Politik,  die  sich  darauf
beschränkt,
bessere Bedingungen für die ArbeiterInnen innerhalb der Grenzen des
Kapitalismus zu suchen.

Die wirtschaftlichen Auseinandersetzungen durch den Kampf um
die soziale Reproduktion zu ersetzen, ohne eine revolutionäre Strategie



voranzutreiben, das kann diesen Fehler nicht überwinden, sondern verlagert
ihn
lediglich auf ein anderes Terrain von Teilreformen.

Kapitalismus und Krise
Die Ablehnung des „Feminismus für die 99 %“ dessen, was
das  Manifest  als  den  ökonomischen  Determinismus  der  marxistischen
Tradition
bezeichnet, führt dazu, dass es den Begriff der kapitalistischen Krise neu
theoretisiert und lässt die Autorinnen einer sinnvollen Definition des
Kapitalismus beraubt bleiben. Sie behaupten, dass die allgemeine Krise
historisch gesehen bedeutende Möglichkeiten für eine gesellschaftliche
Transformation geboten hat und dass die Existenz von Krisenbedingungen
den
Imperativ für FeministInnen und Radikale schafft, darauf zu reagieren und
den
Prozess zu „lenken“. Die Autorinnen stellen ihr Manifest als Strategie zur
„Lösung“ der allgemeinen Krise vor, die wir heute durchleben.

Obwohl die Autorinnen sagen, dass sie auf eine „Krise des
Kapitalismus“ reagieren, bestehen sie darauf, dass sie „diese Begriffe nicht
im
üblichen Sinn“ (S. 82) verstehen, und zeigen mit dem Finger auf die
marxistische Konzeption der inneren Widersprüche des Kapitals. Stattdessen
erkennen sie „als Feministinnen“ an, dass der Kapitalismus auch „weitere,
außerökonomische Widersprüche und Krisentendenzen“ (S. 83) beherbergt,
was
bedeutet, dass die kapitalistische Krise „nicht nur eine wirtschaftliche,
sondern auch eine ökologische, politische und auf die gesellschaftliche
Reproduktion bezogene“ ist. (S. 84) Für sie besteht die Wurzel all dieser
Krisen  im  Bestreben  des  Kapitals,  freie  Ressourcen  aus  verschiedenen
Quellen
(Frauen, Umwelt, ärmere Länder) zu extrahieren und sie in den Prozess der
Akkumulation einzubringen,  der  auf  lange Sicht  nicht  nachhaltig  ist  und



Krisen
in jeder dieser parallelen sozialen Sphären verursacht.

MarxistInnen würden zustimmen, dass die Tendenz zur Krise in
die Natur des kapitalistischen Systems selbst eingebettet ist und die
Überausbeutung  „freier“  Arbeit  und  Ressourcen  ein  Merkmal  des
Kapitalismus  ist.
Aber die Marx’sche Theorie hat eine viel spezifischere Definition von Krise.
Sie
behauptet, dass die Quelle der Krise der innere Widerspruch des Kapitals
selbst
ist, definiert durch die Ausbeutung der lebendigen Arbeit. In ihrer ständigen
Suche nach Mehrwert werden die KapitalistInnen dazu getrieben, die
Arbeitsproduktivität zu erhöhen, indem sie das Niveau der in der Produktion
eingesetzten Technologie erhöhen.

Dabei sinkt der Anteil des Kapitals, der in die
Arbeitskosten fließt, im Vergleich zu dem, der in Maschinen und Rohstoffe
eingeht.
Da es aber nur  ArbeiterInnen aus Fleisch
und Blut sind, die einen Mehrwert schaffen, bedeutet dies im Laufe der Zeit
einen  Rückgang  der  Rentabilität  des  Kapitals  –  die  Profitrate  sinkt
tendenziell.
Wenn die Profitrate sinkt, kann das Kapital kein ausreichendes
Rentabilitätsniveau  aufrechterhalten,  und  eine  Krise  bricht  aus.  Die
Symptome
dieser Wirtschaftskrise – Kapitalabzug, Zins- und Preiserhöhungen – sind das
Ergebnis des verzweifelten Versuchs des Kapitals, seine Rentabilität
aufrechtzuerhalten, was für die ArbeiterInnen verheerende Auswirkungen in
Form
von Arbeitslosigkeit und sinkenden Lebensstandards mit sich bringt und in
soziale und politische Unruhen übergreift.

Für MarxistInnen ist das, was der „Feminismus für die 99 %“
als „Krise der sozialen Reproduktion“ beschreibt – wenn „eine Gesellschaft
der



gesellschaftlichen Reproduktion die öffentliche Unterstützung“ entzieht und
„zugleich
diejenigen, die das Gros der Reproduktionsarbeit leisten, für anstrengende,
aber niedrig bezahlte Arbeit, die zudem noch mit langen Arbeitstagen
einhergeht“ (S. 93 f.), rekrutiert – ein untrennbarer Teil der Krise des
Kapitals. Das Kapital versucht, sinkende Gewinnraten auszugleichen, indem
es
den Mehrwert auf Kosten der ArbeiterInnen zurückgewinnt, sowohl die
tatsächlichen Löhne als auch den Soziallohn kürzt (einschließlich kostenloser
oder subventionierter Kinderbetreuung, staatlicher Bereitstellung von
Sozialleistungen  usw.).  Dies  hat  den  beschriebenen  Effekt,  dass  die
Belastung
durch unbezahlte soziale Reproduktionsarbeit zunimmt und überwiegend auf
Frauen
entfällt. Daher sind die Kämpfe gegen die Schließung öffentlicher Dienste,
für
die Sozialisierung der Kinderbetreuung usw. kein gesonderter feministischer
Imperativ, sondern Teil des Klassenkampfes insgesamt.

Im „Feminismus für die 99 %“ hingegen liegt die
Notwendigkeit eines antikapitalistischen Ansatzes nicht in einer Antwort auf
die  Gesetze  des  Kapitalismus  begründet,  sondern  in  einer  allgemeinen
sozialen
Krise, die sich aus einer Vielzahl von Krisen in verschiedenen Bereichen der
Gesellschaft  zusammensetzt  und  sich  zu  einer  „gesamtgesellschaftlichen
Krise“ (S.
27) summiert. Obwohl sie argumentieren, dass FeministInnen in jeder dieser
Arenen kämpfen müssen und es für alle diese Kämpfe wesentlich ist, sich
miteinander zu verbinden, sehen sie jede dieser Auseinandersetzungen in
einer
eigenen und separaten Sphäre stattfinden. Als Feministinnen sind sie am
meisten
damit beschäftigt, in der Krise der sozialen Reproduktion eine Führungsrolle
zu
übernehmen und die Führung von Kämpfen in parallelen Bereichen wie



Antirassismus oder Umweltschutz anderen zu überlassen.

Aber wenn jeder Kampf in einer separaten Sphäre stattfinden
kann, um eine bestimmte Krise zu lösen, dann ist jeder soziale Kampf
gleichermaßen wichtig für  die  „Überwindung“ des Kapitalismus,  und der
Erfolg
der  „sozialen  Transformation“  erfordert  nur  eine  bessere  Koordination
zwischen
den verschiedenen Bewegungen, nicht aber eine bewusste Strategie zur
Entmachtung der  herrschenden Klasse.  Die  Frage,  was  die  Bewegungen
wirklich tun
müssen, um zu einer „nichtkapitalistischen Gesellschaft“ zu gelangen, wird
weiter dadurch verdunkelt, dass die Broschüre den Kapitalismus nie wirklich
definiert.  Obwohl die Arbeitswerttheorie zusammengefasst wird, erscheint
der
Kapitalismus im gesamten Buch vor  allem unter  dem Deckmantel  seiner
Symptome,
einer Ansammlung schrecklicher sozialer Folgen, gegen die verschiedene
Bewegungen sich aufzustellen ermutigt werden.

Wo in der Broschüre vom Kapitalismus als System gesprochen
wird, tritt er als eines in Erscheinung, das aus miteinander verbundenen,
konstitutiven Teilen besteht, und nicht als eines, das als ein einziges nach
den Gesetzen der kapitalistischen politischen Ökonomie funktioniert. Wenn
sie
ihre Erklärung dafür, warum sich der Kapitalismus in einer so tiefen Krise
befindet, ausarbeiten, beziehen sie sich manchmal auf den Neoliberalismus,
das
Finanzkapital oder den Imperialismus. Aber diese Begriffe werden nicht klar
definiert oder mit politischem Inhalt versehen – Neoliberalismus wird nur als
eine  „besonders  räuberische  Form  des  Kapitalismus“  (S.  27)  und
Imperialismus
als wirtschaftlich ausbeuterische Beziehungen zwischen Ländern definiert,
die
durch Rassismus bedingt sind.



Dies zeigt, dass – trotz der ständigen Betonung ihrer „antikapitalistischen“
Ausrichtung  –  der  Ausgangspunkt  der  Autorinnen  eine  Ablehnung  des
historischen
Materialismus und der Kapitalkritik von Marx ist.  Da diese Konzepte am
Ende den
revolutionären Charakter und die Aufgaben des Subjekts in Gestalt der
ArbeiterInnenklasse innerhalb des Kapitalismus umreißen, folgt daraus
natürlich, dass die Autorinnen die ArbeiterInnenklasse als geschichtliche
Trägerin des gesellschaftlichen Wandels ablehnen. Keine Passage fasst dies
besser zusammen, als die, wo die Autorinnen, nachdem sie anerkannt haben,
dass
ihr Manifest auf den Schultern von Marx und Engels steht, ihre Anerkennung
sofort  einschränken:  „Da  wir  uns  heute  einer  gespalteneren  und
heterogeneren
politischen Landschaft gegenüber sehen, ist es für uns nicht so einfach, uns
eine weltweit geeinte revolutionäre Kraft vorzustellen.“ (S. 78)

Populismus
Nachdem er so die Zentralität der Klasse im Kampf gegen den
Kapitalismus beseitigt hat, ersetzt „Feminismus für die 99 %“ diese durch
„einen Universalismus, der seine Form und seinen Inhalt aus der Vielzahl der
Kämpfe von unten erhält“. Konkret wird dies durch eine aggregierte Masse
von
sozialen Bewegungen verkörpert, die die „99 %“ repräsentieren. Die
Autorinnen  skizzieren  die  Konturen  ihrer  Allianz,  indem sie  sagen  „Wir
lehnen
nicht  nur  den  reaktionären  Populismus  ab,  sondern  auch  den
fortschrittlichen
Neoliberalismus.  Tatsächlich  beabsichtigen  wir  unsere  Bewegung  genau
dadurch
aufzubauen, dass wir das Bündnis mit diesen beiden aufkündigen“. (S. 72)
Die
Schreiber innen  berufen  s ich  auf  e inen  progress iven  oder
„antikapitalistischen“



Populismus, die politische Ideologie der Mittelschichten.

Ihr erklärtes Ziel ist es, die Frauenstreiks zu verstärken
und  Sympathie  und  Unterstützung  zwischen  der  Frauenbewegung  und
anderen
sozialen Kämpfen aufzubauen, um „sich jeder Bewegung anzuschließen, die
für die
99 % kämpft“. Da die Autorinnen ihre antikapitalistische Strategie als ein
Bündnis  von  sozialen  Bewegungen definiert  haben,  die  in  verschiedenen
Bereichen
kämpfen, steht es ihnen frei, die Tugenden der verschiedenen Bewegungen
nacheinander zu preisen, wobei sie der Frage ausweichen, wie sich die
Bewegungen  zueinander  verhalten  sollen,  und  sich  stattdessen  auf  die
Aufgaben
von FeministInnen im Kampf um die soziale Reproduktion konzentrieren.

In der gesamten Broschüre gibt es eine Spannung zwischen dem
Wunsch der Schreiberinnen, FeministInnen als FührerInnen dieser
antikapitalistischen Allianz zu positionieren, und ihrer Neigung zu einem
diffusen  Horizontalismus.  Manchmal  wird  die  Frage  „Werden  dann
Feministinnen  an
vorderster Front beteiligt sein?“ (S. 31) als entscheidend für den Erfolg ihres
antikapitalistischen Aufstandes gestellt. Doch im gesamten Buch bleibt die
Frage  unbeantwortet,  wer  die  kollektiven  Aufgaben  ihres  so  genannten
„antikapitalistischen
Aufstands“ festlegen oder leiten wird, und es gibt keine Diskussion über die
Organisationsformen,  die  notwendig  sind,  um  ein  Bündnis  so
unterschiedlicher
Bewegungen  aufrechtzuerhalten.  Das  Zusammentreffen  der  Vielzahl  von
Bewegungen
wird als eine spontane Annäherung von Subjekten vorgestellt: „Nur durch
bewusste  Bemühungen,  Solidarität  aufzubauen,  durch den Kampf  in  und
durch
unsere  Vielfalt,  können  wir  die  kombinierte  Kraft  erreichen,  die  wir
brauchen,



um die Gesellschaft zu transformieren“.

Obwohl wir  mit
„Feminismus für die 99 %“ darin übereinstimmen, dass es wichtig ist,
Solidarität zwischen den verschiedenen Bewegungen aufzubauen, ist unser
Endziel
nicht nur, die Vielfalt zu feiern und voneinander zu lernen, sondern unsere
Unterschiede zu überwinden und die große Vielfalt spontaner und
themenspezifischer  Bewegungen  zu  einer  einzigen,  facettenreichen
Bewegung  zu
vereinen, die sich ihres gemeinsamen Ziels bewusst wird. Das Ziel muss der
Sturz des Kapitalismus sein, der notwendig sein wird, um eine dauerhafte
Befreiung  aller  Ausgebeuteten  und  Unterdrückten  zu  erreichen,
einschließlich
derer,  die  auf  der  Grundlage  von  Geschlecht,  Gender  und  Sexualität
unterdrückt
werden.  Es  ist  gerade  die  pol it ische  Führung,  die  durch  die
Zusammenführung  der
verschiedenen  Elemente  unter  einem  gemeinsamen  Programm  die
politischen  Ziele
der  verschiedenen  Bewegungen  erhöhen  und  sie  auf  den  Sozialismus
ausrichten
kann.

Hier ist die Frage der Handlungsfähigkeit von größter
Bedeutung. Welche Gruppe kann sich vereinen und eine globale
antikapitalistische Bewegung anführen? Die Antwort, die der Marxismus gibt,
ist
die ArbeiterInnenklasse – sowohl Frauen als auch Männer, die aus allen
Nationalitäten und Rassen stammen. Ihr revolutionäres Potenzial ergibt sich
aus
ihrer  Rolle  in  der  Produktion,  durch  die  die  Klasse  die  kollektiven
Fähigkeiten
und das Ethos erwirbt, um sich gegen ihre AusbeuterInnen zu vereinigen.
Der



familiäre  Rahmen spaltet  und atomisiert,  anstatt  die  Klasse zu vereinen,
wenn er
vom Arbeitsplatz und der Gemeinschaft der ArbeiterInnenklasse getrennt ist.

Aber die Notwendigkeit unbezahlter und bezahlter Arbeit für
die KapitalistInnen gibt den ArbeiterInnen und ihren Familien – als Klasse
und
nicht  nur  a ls  Belegschaft  –  d ie  Macht ,  s ich  zu  wehren.  Die
ArbeiterInnenklasse
hat gezeigt, dass sie wie keine andere Klasse ihre eigenen Organisationen
aufbauen kann, und sie ist die einzige soziale Gruppierung, die eine
sozialistische Revolution erfolgreich geführt hat. Kein heterogenes „Volk“,
keine  „Bewegung  von  Bewegungen“,  die  von  Klassenunterschieden  und
Antagonismen
zerrissen ist, kann diese ersetzen und die Agentur eines wirklich
antikapitalistischen Projekts sein.

Indem sie die ArbeiterInnenklasse als universelles Subjekt
innerhalb des Klassenkampfes ablehnen, weisen die Autorinnen das Ziel des
Sozialismus zurück, d. h. die Übernahme der Staatsmacht durch die
ArbeiterInnenklasse und die demokratische Planung der Wirtschaft. Da sie
sowohl
den bürgerlichen Feminismus als auch den Marxismus ablehnen, ist  ihre
Ideologie
letztlich eine solche des kleinbürgerlichen Feminismus, der Klasse nur als
eine
von vielen Identitäten mit überlappenden und konkurrierenden Interessen
sieht
und  daher  unfähig  ist,  eine  Einheit  im  Kampf  zu  schmieden.  Ihr
Machtanspruch
kann nur ein allgemeiner „antisystemischer“ Linkspopulismus sein, in dem
den 99 %
– d. h. allen Bevölkerungsklassen, die durch die sozialen Bewegungen
vertreten werden mit Ausnahme der MilliardärInnen – die zentrale Rolle
zugeschrieben  wird,  aber  notwendigerweise  ohne  ein  gemeinsames  Ziel,



geschweige
denn eine Strategie zur Erreichung dessen. Und genau hier, in der Frage der
Taktik und Strategie, zeigt sich die eklatanteste Schwäche des Buches.

Frauenstreiks
„Feminismus für die 99 %“ stellt die Frauenstreiks als
eine wesentliche Taktik für den Aufbau einer „neuen, nichtkapitalistischen
Gesellschaftsform“  dar  und  argumentiert,  dass  sie  die  Vorstellung  der
Menschen
von Streiks auf der ganzen Welt neu beleben können. In Übereinstimmung
mit der
eklektischen  Methode  der  Autorinnen  bleibt  im  Buch  unklar,  ob  die
Frauenstreiks
als eine Protestbewegung aufgebaut werden sollten, um den halbautonomen
Kampf
für Reformen im Bereich der sozialen Reproduktion voranzutreiben, oder ob
sie
ein bewusster Versuch sind, den Kapitalismus zu schwächen.

Für MarxistInnen hat ein Streik eine spezifische Funktion
als direkte Konfrontation zwischen ArbeiterInnen und Kapital.  Durch den
Streik
berauben die ArbeiterInnen die Bosse ihrer Profite und versuchen durch die
Androhung  weiterer  Störungen  einige  Zugeständnisse  seitens  der
KapitalistInnen
zu  erreichen.  Wenn  ein  Streik  zu  einer  Massenstreikbewegung
verallgemeinert
wird, stellt sich die Frage, wer in der Gesellschaft die Macht. Unter den
richtigen  Bedingungen  und  unter  der  richtigen  Führung  kann  sie  der
Auslöser für
einen revolutionären Aufstand sein. Streiks am Arbeitsplatz haben diese
störende Wirkung, weil der Rückzug der produktiven Arbeit die Produktion
von
Mehrwert  behindert,  der  das  Wesen  des  Kapitalkreislaufs  ausmacht.



Unbezahlte
Arbeit im Haushalt bringt per Definition keinen Profit, daher ist ihre
Niederlegung kein direkter Schlag gegen das Kapital.

„Feminismus für die 99 %“ scheint diese Prämisse zu
akzeptieren, wenn es sagt, dass die Rolle der Frauenstreiks darin besteht,
„die
unverzichtbare Rolle“ sichtbar zu machen, „die geschlechtsspezifische,
unbezahlte Arbeit in kapitalistischen Gesellschaften spielt“ (S. 17). In
Wirklichkeit werden die Frauenstreiks als eine Protestbewegung dargestellt
und
nicht als ein bewusster Versuch, Kapazitäten zur Störung der kapitalistischen
Wirtschaft aufzubauen. Aber da „Feminismus für die 99 %“ keine Vorstellung
von den Gesetzen und Grenzen des Kapitals hat, sondern nur „ehrgeizige
Projekte
der sozialen Transformation“, behauptet es, dass ein solcher Protest immer
noch
ein transformativer Akt sein kann, „vor allem durch eine Erweiterung der
Vorstellung dessen, was überhaupt als Arbeit zählt“. (ebd.)

Obwohl der Marxismus beschuldigt wird, eine künstliche
Aufteilung der Bewegung in den wirtschaftlichen und sozialen Kampf als
getrennte Sphären aufrechtzuerhalten, begeht „Feminismus für die 99 %“ in
Wirklichkeit  den  gleichen  Fehler  in  umgekehrter  Richtung,  indem  es
versucht,
den sozialen reproduktiven Kämpfen Vorrang einzuräumen. Die Autorinnen
übertreiben  zwar  die  Fähigkeit  des  Entzugs  von  sozialer  reproduktiver
Arbeit,
den Kapitalismus zu stören, untergraben aber gleichzeitig das tatsächliche
politische Potenzial der Frauenstreiks, indem sie ihre Funktion künstlich auf
die einer Protestbewegung zur Hebung des feministischen Bewusstseins
beschränken. Selbst die grundlegendsten politischen Forderungen, die auf
eine
Verbesserung  der  materiellen  Position  der  Frauen  in  der  Gesellschaft
abzielen



wie allgemeine kostenlose Kinderbetreuung und gleiche Bezahlung, fehlen
auffallend außer in ihrer negativen Form, als Beispiele für Dinge, die der
Gesellschaft
derzeit fehlen.

Tatsächlich kann die Nutzung der Rolle der Frauen in der
kapitalistischen Wirtschaft als Lohnarbeiterinnen
zur  Organisation  von  Frauenstreiks  die  Grundlage  einer  Strategie  zur
Ausweitung
der Bewegung sein, die eine größere Zahl von ArbeiterInnen – einschließlich
Männern  –  in  die  Streiks  hineinzieht.  Einige  der  erfolgreichsten
Frauenstreiks
haben in Ländern stattgefunden, in denen sie von großen Gewerkschaften
unterstützt wurden wie in Spanien und der Schweiz. Die Frauen hörten nicht
nur
mit der Hausarbeit auf, sondern verließen ihre Arbeit auf der Grundlage
sozialer und wirtschaftlicher Forderungen: gleiche Bezahlung, soziale
Absicherung  der  Kinderbetreuung,  Beendigung  der  Schikanen  am
Arbeitsplatz  und
der häuslichen Gewalt.

Die Verbindung von sozialen und wirtschaftlichen Forderungen
verleiht der Bewegung einen politischen Charakter und stellt Frauen an die
Spitze eines Kampfes, der die Frage aufwirft, welches Sozialsystem all diese
Forderungen  gleichzeitig  erfüllen  und  die  Errungenschaften  dauerhaft
machen
könnte. Wenn sich die Streiks am Arbeitsplatz ausbreiten, wird die
Unterstützung  von  arbeitslosen  Frauen,  die  zu  Hause  arbeiten,  die
Umwandlung
der Bewegung in einen allgemeinen politischen Konflikt beschleunigen.

Wenn eine solche Bewegung erfolgreich wäre, würde sie
zweifellos auf den Widerstand des bürgerlichen Staates stoßen. Dieser Punkt
wäre ein entscheidender. Die Bewegung müsste sich entweder auf die
Machtübernahme  oder  auf  eine  Niederlage  vorbereiten.  Auch  über  das
Wesen des



Staates schweigt „Feminismus für die 99 %“. Das Beste, was man daraus
schließen  kann,  ist,  dass  der  Staat  irgendwie  obsolet  wird,  wenn
verschiedene
soziale Bewegungen eine bestimmte Schwelle des Radikalismus und der
Zusammenarbeit überschreiten.

Schlussfolgerungen
„Feminismus für die 99 %“ beginnt mit der Behauptung:
„Die Organisatorinnen des huelga feminista [Frauenstreiks] bestehen darauf,
dem
Kapitalismus ein Ende zu setzen“ (S. 10). Doch trotz ihrer Rhetorik ist der
Antikapitalismus der Autorinnen eher ein utopischer Anspruch als eine
revolutionäre Strategie.

Wie soll der Kapitalismus beendet werden? Kein Streik –
weder ein Streik, der die Produktion stoppt, noch einer, der in erster Linie
eine Massendemonstration ist – kann dies allein erreichen.
Massendemonstrationen  von  Frauen  als  Hausfrauen  wie  auch  als
Lohnarbeiterinnen
sind als Beweis unserer potenziellen Macht von unschätzbarem Wert. Aber
wenn
diese  wirklich  auf  der  Beendigung  des  Kapitalismus  „bestehen“  sollen,
müssen
sie  sich  zunächst  in  politische  Streiks  verwandeln,  die  bewusst  eine
Regierung
und den Staat zur Kapitulation zwingen wollen und dann in einen Aufstand,
eine
Revolution.

Wenn der Streik wirklich ein wesentliches Element der
Vorbereitung und ein potenzieller Katalysator für eine antikapitalistische
Revolution ist – und tatsächlich ist er das –, dann muss die
ArbeiterInnenklasse die zentrale oder führende Kraft darin sein. Sicherlich
wird sie Verbündete aus anderen unterdrückten und ausgebeuteten Klassen
brauchen, aber die ArbeiterInnenklasse muss die hegemoniale Klasse sein,



weil
der Kapitalismus historisch gesehen nicht ohne sie auskommt, während die
ArbeiterInnenklasse auf den Kapitalismus verzichten kann.

Nur die ArbeiterInnenklasse kann die Massenproduktion und -verteilung und
damit auch die Reproduktion sozialisieren, die Frauen von der Hausarbeit im
individuellen  Familienhaushalt  befreien  und  die  jahrhundertealte
Unterdrückung der Frauen beenden. Seit den Tagen von Marx und Engels
haben  die  RevolutionärInnen  erkannt,  dass  diese  Ziele  untrennbar
miteinander  verbunden  sind:

„Mit dem Übergang der Produktionsmittel  in Gemeineigentum hört  die
Einzelfamilie  auf,  wirtschaftliche  Einheit  der  Gesellschaft  zu  sein.  Die
Privathaushaltung verwandelt sich in eine gesellschaftliche Industrie. Die
Pflege  und  Erziehung  der  Kinder  wird  öffentliche  Angelegenheit;  die
Gesellschaft  sorgt  für  alle  Kinder gleichmäßig,  seien sie  eheliche oder

uneheliche“.3

Demzufolge müssen die revolutionären Ziele von Anfang an
anerkannt und hervorgehoben werden und dürfen nicht hinter verwirrender
populistischer  Rhetorik  oder  in  der  Rede  von  Bündnissen  unterdrückter
Schichten
oder „Identitäten“ versteckt werden, von denen jede über ihre eigenen, nicht
miteinander  verbundenen  Ideologien,  Tagesordnungen  und  bereits
bestehende
Führungen und Organisationen verfügt. Für antikapitalistische Frauen muss
der
Ausgangspunkt  die  proletarische  Frauenbewegung  sein,  an  der  Frauen
sowohl als
Produktionsarbeiterinnen wie auch als Dienstleisterinnen im Haushalt
teilnehmen. Als die Hauptorganisatorinnen im Bereich des Konsums, der
Kinderbetreuung und der Bildung spüren Frauen die Auswirkungen der
kapitalistischen Krise am unmittelbarsten. Es ist kein Zufall, dass sich in
jedem großen Klassenkampf, der die engen Grenzen eines Tarifstreits
überschreitet, Frauen organisiert haben.



Der Zweck der proletarischen, im Gegensatz zu einer
kleinbürgerlichen Frauenbewegung, liegt darin, Frauen in den Kampf für den
Sturz  des  Kapitalismus  zu  ziehen,  basierend  auf  einer  Strategie  für  die
revolutionäre
Machtergreifung der ArbeiterInnenklasse. Ihre Aufgabe ist es, politische
Forderungen  zur  Bese i t igung  der  mater ie l l en  Bas i s  der
Frauenunterdrückung  zu
formulieren, die in jedem gesellschaftlichen Kampf auftauchen, der nach dem
Prinzip  handelt:  kein  Sozialismus  ohne  Frauenbefreiung,  keine
Frauenbefreiung
ohne Sozialismus!
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